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Zur Vermogenssituation der privaten Haushalte

Kommentar zu einem Bericht der Bundesbank

Helmut Creutz

Unter obigem Titel brachte die Deutsche Bundesbank in ihrem Monats-
bericht vom Oktober 1993 eine 14seitige Abhandlung iiber die Gro3e und
Entwicklung der Privatvermogen, vor allem der Geldvermogen. We-
sentliche Aussagen daraus gingen durch die Tagespresse.

Bedauerlich bei der Abhandlung ist, da3 darin iiberwiegend nur kurz-
fristigere Entwicklungen wiedergegeben und bei ldngerfristigen ver-
schiedene Ausgangsjahre herangezogen wurden. Dieser Tatbestand er-
schwert nicht nur die Beurteilung der Darlegungen, sondern auch ihre
Vergleichbarkeit. Es lohnt sich darum, verschiedene Aussagen des Berichts
mit zusidtzlichen Kommentaren, Erweiterungen der Vergleichszeitraume
und einigen Grafiken zu ergénzen.

In dem Bericht wurden von der Bundesbank auch Angaben iiber die
Vermégensbestinde und -entwicklungen in den neuen Bundeslidndern ge-
macht. Die wichtigsten dieser Daten werden am Schluf8 der Kommen-
tierung aufgegriffen. Nachfolgend jedoch zuerst die Situation in West-
deutschland.

Im Vorwort des Berichts stellt die Bundesbank fest:

»Die privaten Haushalte in den alten Bundeslindern sind heute im Durch-
schnitt als wohlhabend zu bezeichnen«,

um gleich anschliefend zu bemerken:

»Freilich bestehen dabei mehr oder weniger grofse Unterschiede von Haus-
halt zu Haushalt; mangels entsprechender Informationen lifit sich die
Schwankungsbreite des Haushaltsvermdogens allerdings nicht genauer bele-
gen.«

Bedenkt man den Umfang statistischer Unterlagen und Stichprobener-
hebungen in unserem Land, dann stellt sich die Frage, warum es an diesen
Informationen iiber die Vermogensverteilung bei uns immer noch mangelt.
Schon in den 60er Jahren wurde diese »Liicke« in der Statistik von der da-
maligen SPD-Opposition beklagt, leider jedoch von ihr nicht geschlossen,
als sie in Bonn das Sagen hatte.
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Helmut Creutz: Zur Vermdgenssituation der privaten Haushalte

Grofe und Entwicklung der privaten Gesamtvermogen in
Westdeutschland

Unter dem Begriff »Gesamtvermoégen« werden von der Bundesbank das
Wohnungs-, Gebrauchs- und Geldvermogen der privaten Haushalte zu-
sammengefalt. Zum » Wohnungsvermogen« gehort der Gebdudebesitz, ein-
schlielich Eigentumswohnungen und Boden. Zu den »Gebrauchsgiitern«
zahlen alle langfristig nutzbaren Haushaltswerte, z.B. Auto, Mobel,
Waschmaschinen usw. Zum »Geldvermogen« schlielich zdhlen Bargeld-
bestidnde und Geldguthaben, also Anspriiche auf Riickgabe ausgeliehener
Kaufkraft, sowie die Aktienbestinde, obwohl diese in Wirklichkeit ge-
winnberechtigte Beteiligungen an Sachvermogen sind, ohne Zins- und
Riickzahlungsanspruch.

Die einzelnen Vermogensarten und die sich daraus ergebenden Gesamt-
summen werden in der Abhandlung fiir die Jahre 1970 und 1992, bezogen
auf die westdeutschen Haushalte, wie folgt in Milliarden DM ausgewiesen:

1970 1992 Anstieg
Wohnungsvermogen: 811 4920 x 6,0
Gebrauchsvermogen: 209 1158 x5,5
Geldvermogen: 518 3414 X 6,6
Gesamtvermogen: 1538 9492 X 6,2

Wie die zusitzlich eingetragenen Anstiegsfaktoren zeigen, haben die priva-
ten Geldvermogen in den 22 Jahren am stidrksten zugenommen, die
Gebrauchsvermogen am geringsten. Interessanter aber als dieser Vergleich
innerhalb der Vermogensarten ist jener mit der Wirtschaftsleistung bzw. den
daraus resultierenden Einkommen. Dazu schreibt die Bundesbank:

»Nach unserer Schdtzung nahmen die aus eigenen Ersparnissen gebildeten
Geld- und Sachvermogen . . . in den letzten zwanzig Jahren um gut die Hiilfte
stdrker als die verfiigbaren Einkommen zu.«

Das bestitigt sich, wenn man die in dieser Zeit auf das 6,2fache gestiegenen
Gesamtvermogen mit den verfiigbaren Haushaltseinkommen vergleicht, die
nominell von 426 auf 1.753 Mrd DM angestiegen sind, also nur auf das
4,1fache.
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Helmut Creutz: Zur Vermdgenssituation der privaten Haushalte

Die Geldvermogen der westdeutschen Privathaushalte

Wie bereits aus der obigen Tabelle ersichtlich, betrugen die privaten
Geldvermogen in den alten Bundesldndern 1992 rund 3.414 Mrd DM. Thre
Zusammensetzung geht aus der nachfolgenden Tabelle hervor.

Zur Darstellung der Nachkriegsentwicklung wurden in diese Tabelle zu-
sdtzlich die Werte fiir das Jahr 1950 aufgenommen. Auflerdem, zum Ver-
gleich, die GroBen des Sozialprodukts in den beiden Jahren. Alle Angaben
wieder als Nominalwerte in Mrd DM:

1950 1992 Anstieg
Bankeinlagen: 11,9 1460 x 123
Einlagen bei Bauspark: 0,5 135 x270
Versicherungseinlagen: 3,4 755 x 222
Wertpapiere/Fondsanteile: 0,3 688 x2293
Aktien: 6,0 128 x21
Betriebl. Pensionsfonds: 2,0 248 x 124
Differenz: 0,6 J.
Gesamtsumme: 24,7 3414 x 138
BSP zum Vergleich: 104,5 2799 x27

Wihrend das nominelle Sozialprodukt in den 42 Jahren auf das 27fache zu-
nahm, stiegen die Geldvermogen auf das 138fache. Das heif3it, die privaten
Geldvermogen haben fiinfmal so rasch zugenommen wie die
volkswirtschaftliche Leistung.

Bei der Entwicklung der einzelnen Geldvermogensarten fillt auf, dal die
festverzinslichen Wertpapiere bzw. Fondsanteile seit 1950 gegeniiber den
anderen Posten geradezu explodiert sind. Die Ursache ist in dem geringen
Umfang dieser Art von Geldanlagen in den 50er Jahren zu sehen und in dem
Umstand, daB3 die Sparer erst im Laufe der Zeit und nach grofleren Riickla-
genbildungen in diese lingerfristigen Geldvermogensformen umgestiegen
sind.

Umgekehrt fallt die extrem geringe Zunahme der Aktien aus der Reihe, die
1950 noch ein Viertel der gesamten Geldbestinde ausmachten, 1992 aber nur
noch 3,7 Prozent. Hauptursache dieser Erscheinung ist der Tatbestand, daf3
die Aktien 1948 weitgehend in unverinderter Hohe in die DM-Bestinde ein-
gingen, wihrend die normalen Geldvermogen im Zuge der sogenannten
Wihrungsreform auf ein Zehntel bzw. weniger abgewertet wurden.

Fragen der Freiheit, Heft 226 (1994) 5


Ulrike
Schreibmaschinentext
Fragen der Freiheit, Heft 226 (1994)

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext

Ulrike
Schreibmaschinentext
Helmut Creutz: Zur Vermögenssituation der privaten Haushalte


Helmut Creutz: Zur Vermdgenssituation der privaten Haushalte

Auch die Bundesbank geht in ihrem Bericht auf diese Tatbestdnde ein und
schreibt:

»Nach dem Wiihrungsschnitt von 1948 war den westdeutschen Privathaus-
halten (zu denen hier auch die privaten Organisationen ohne Erwerbszweck
rechnen) zundchst nur ein recht bescheidenes Geldvermogen in Hohe von
20 Mrd DM verblieben, von dem allein die Hilfte auf die Bargeldhaltung
und die auf D-Mark umgestellten Reichsmark-Aktien entfiel. Darauf auf-
bauend akkumulierten die Sparer in den alten Bundeslindern in den folgen-
den zwanzig Jahren rund 500 Mrd DM. Bis Ende 1992 wuchs das gesamte
private Anlagevermogen auf 3,4 Billionen DM. Dem absoluten Betrage
nach hat sich also der Geldvermogensaufbau im Zeitablauf betrdchtlich be-
schleunigt.«

Und die Relation zur Entwicklung der verfiigbaren Einkommen anspre-
chend schreibt sie weiter:

»Die gesamten Geldanlagen der westdeutschen Privathaushalte bei in- und
ausldndischen Banken, bei Bausparkassen und Versicherungen sowie auf
den Wertpapiermdrkten waren Ende 1992 doppelt so hoch wie die Verfiigba-
ren Einkommen, wdhrend die entsprechende Relation zu Beginn der siebzi-
ger Jahre 1:1 und unmittelbar nach der Wdihrungsreform 0,5:1 betragen
hatte.«

Aus diesen Relationen ergibt sich eine viermal so rasche Zunahme der
Geldvermogen gegeniiber den verfiigbaren Einkommen. Wie die vorste-
hende Tabelle zeigt, ist in Wirklichkeit die Entwicklungsdiskrepanz noch
grofler.

Die privaten Geldvermdogen im Verhdltnis zu den gesamten Geldver-
mogen in Westdeutschland

Dieser Vergleich wird zwar von der Bundesbank nicht vorgenommen. Es
lohnt sich aber, diesen Zusammenhingen einmal nachzugehen.

Statistisch werden neben den privaten Geldvermdgen auch die der
offentlichen Haushalte und der Unternehmen erfaf3t. Die Verteilung der
Geldvermogen auf diese drei Sektoren und ihre jeweilige Entwicklung geht
aus der Darstellung 1 hervor, in der diese Vermogenswerte fiir den Zeitraum
1950 bis 1990 in Prozenten des Bruttosozialprodukts im Fiinfjahresabstand
wiedergegeben sind.

6 Fragen der Freiheit, Heft 226 (1994)


Ulrike
Schreibmaschinentext
Fragen der Freiheit, Heft 226 (1994)

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
Helmut Creutz: Zur Vermögenssituation der privaten Haushalte


Helmut Creutz: Zur Vermdgenssituation der privaten Haushalte

Darstellung 1
ENTWICKLUNG DER GELDVERMOGEN IN RELATION ZUM BSP

Bundesrepublik Deutschland
1950 bis 1890 d 199 %

Gesamte Geldvermdgen

Bruttosozial-
produkt

100 %
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Hinweis der Redaktion: Die Darstellungen 1, 3 und 4 stammen aus dem Buch von Helmut Creutz »Das Geldsyndrom —
Wege zu einer krisenfreien Marktwirtschaft», Miinchen
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Betrachtet man zuerst einmal die gesamten Geldvermogen, dann lagen die-
se grofBenmiBig 1950 bei 57 Prozent der Wirtschaftsleistung, 1990 bei 199
Prozent. Das heilt, sie haben sich rund dreieinhalbmal so rasch entwickelt
wie das Sozialprodukt. Oder anders ausgedriickt: Wihrend 1950 mit jeder
Mark Sozialprodukt 57 Pfennig Geldvermogen bedient werden mufiten,
waren es 1990 fast zwei Mark.

Sieht man sich jetzt die Verteilung der Geldvermdgen auf die drei Sekto-
ren an, dann waren deren Anteile 1950 und auch noch 1955 fast gleich.
Dann aber geht die Entwicklung auseinander: Die 6ffentlichen Haushalte
fallen ab 1960, gemessen an der Wirtschaftsleistung, immer mehr zuriick.
Die Geldvermégen der Unternehmen wachsen dagegen kontinuierlich wei-
ter. Die groBten Zugewinne aber konnen die Privathaushalte verzeichnen,
vor allem in den 60er und 70er Jahren.

MiBt man die Anteile der Sektoren an den gesamten Geldvermogen, dann
stieg derjenige der privaten Haushalte in den 40 Jahren von 41 auf 60 Pro-
zent. Der Anteil der Unternehmen ging von 34 auf 29 Prozent leicht, derje-
nige der 6ffentlichen Haushalte von 25 auf 11 Prozent deutlich zuriick, also
auf weniger als die Hilfte.

Der aus der Grafik und den Ausgangswerten hervorgehende Hauptzu-
wachs der Geldvermogen in privater Hand ist zweifellos zu begriilen, denn
letztlich sind es die arbeitenden Menschen, die alle Werte in einer Gesell-
schaft schaffen. Zu kldren wire allerdings die Frage, in welcher Weise sich
dieser Geldvermogensreichtum innerhalb der Privathaushalte verteilt.

Die Geldvermdgen je Haushalt

Um die Durchschnittswerte der Privathaushalte zu erfassen, rechnet die
Bundesbank vorab jene Teile aus den privaten Geldvermoégen heraus, die
auf die sogenannten Organisationen ohne Erwerbszweck entfallen, also z.B.
auf Religionsgemeinschaften, Gewerkschaften und #hnliche Verbinde.
Wortlich fiihrt sie aus:

»Eliminiert man die Finanzaktiva der privaten Organisationen (ca 140 Mrd
DM), so ergibt sich fiir die westdeutschen privaten Haushalte im engeren
Sinne Ende 1992 — rein rechnerisch — ein durchschnittliches Geldvermogen
im Betrag von 110.000 DM pro Haushalt.«

Das heifit, die Bundesbank zieht bei ihrer Umrechnung von den gesamten
privaten Geldvermogen in Hohe von 3.414 Mrd DM 140 Mrd DM ab. Die
verbleibenden 3.274 Mrd DM verteilt sie dann auf rund 30 Millionen west-
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deutsche Haushalte, von denen — was bei der Beurteilung des Durch-
schnittsanteils von 110.000 DM zu beachten ist — inzwischen fast 40 Pro-
zent Einpersonenhaushalte sind.

Bei dieser Berechnung zieht die Bundesbank jedoch nur die den privaten
Haushalten direkt zuzuordnenden Geldvermogen heran. In Wirklichkeit ge-
hort den Privathaushalten aber auch das Gros jener Geld-
vermogensbestinde, die in den Unternehmen gehalten und fiir das Jahr 1992
mit 1.690 Mrd DM ausgewiesen werden. Nimmt man einmal an, daf} von
diesen 1.690 Mrd DM vier Fiinftel direkt oder indirekt in privater Hand sind,
erhoht sich der Durchschnittsbetrag der Geldvermogen je Haushalt von den
angefiihrten 110.000 DM um 45.000 DM auf rund 155.000 DM.

Erfreulicherweise geht die Bundesbank auch auf die Fragwiirdigkeit sol-
cher Durchschnittsberechnungen ein, bei der man ja eine unzutreffende glei-
che Verteilung der Geldvermogen zugrundelegt. Nochmals auf die Liicken
der Statistik hinweisend schreibt sie dazu:

»Wie eingangs angedeutet, liegen keine ausreichenden Informationen vor,
die es ermoglichen, die Streuung der individuellen Geldvermdgen zu be-
stimmen. Neben den Unterschieden im Einkommen und damit der Spar-
fahigkeit diirfte die bekanntermaflen relativ starke Konzentration be-
stimmter Anlageformen, wie vor allem des Aktienbesitzes, aber auch des
sonstigen Wertpapierbesitzes in Haushalten mit vergleichsweise hohen Ein-
kommen ein wesentlicher Faktor fiir die wohl betrdchtliche Spannweite der
Verteilung des Geldvermaogens sein.«

Dieses nochmalige Ansprechen der Verteilungsproblematik, kann man fast
als Aufforderung an die Politik deuten, diesem Informationsmangel abzu-
helfen. Dabei sollten aber nicht nur die Geldvermogensverteilungen unter-
sucht werden, sondern auch die wirtschaftlich eingesetzten Sachvermogen,
deren Konzentration bei Minderheiten noch grof3er als bei den Geldvermo-
genist.

Die Ertrdge aus den privaten Geldvermogen

Nach dem Bericht der Bundesbank sind rund vier Fiinftel der privaten Geld-
vermogen in Hohe von 2.730 Mrd DM »ertragbringend angelegt«. Aus die-
sen Anlagen erzielten die westdeutschen Privathaushalte und Orga-
nisationen 1992 — It. Bundesbank — eine Gesamtrendite von etwa 173 Mrd
DM. Bezogen auf die zinsbringenden vier Fiinftel der Geldvermégen, die
nach Abzug der Bargeld- und Sichteinlagenbesténde verbleiben, ergab das
eine Durchschnittsverzinsung der Anlagen von 6,3 Prozent.
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Wie schon bei den Geldvermogen, spricht die Bundesbank auch bei den
Zinsertrigen deren Uberentwicklung an und schreibt:

»Jedenfalls haben die Geldvermdogenseinkiinfte stirker als die iibrigen
Einkommensarten zugenommen. Sie entsprachen 1992 schitzungsweise
8 1/2 Prozent des gesamten Volkseinkommens, was dem Anteil nach fast
fiinfmal soviel wie 1960 war. «

Hiermit bestitigt die Bundesbank indirekt den Tatbestand der Selbstbe-
schleunigung der Geldvermogensbildung. Diese ist vor allem darauf zu-
riickzufiihren, daf} die Zinsertrige aus Geldvermogen in einer >dlter werden-
den< Volkswirtschaft zunehmend >auf der Bank stehen bleiben«, also den
Geldvermogen wieder zugeschlagen werden. Damit aber kommt der be-
kannte zinseszinsbedingte Automatismus in Gang, der die bestehenden
Geldvermogen >von alleine< immer rascher wachsen 1463t.

Auf entsprechende Anlageformen hinweisend, bei denen diese Wie-
dergutschrift auf die Bestinde bereits vorgegeben ist (z.B. Bausparvertrige,
Nullkupon-Anleihen, bestimmte Bundesschatzbriefe u.4.), wird auch das
von der Bundesbank bestétigt:

»Uberdies werden (auch) die frei verfiigharen Zinsen — etwa aus Wertpapie-
ren—zu einem gewissen Teil wieder angelegt. Insgesamt entsprachen Zinsen
und Dividenden 1992 rund vier Fiinfteln des zur gleichen Zeit neu ge-
bildeten privaten Geldvermogens; im Durchschnitt der fiinfziger Jahre hatte
diese Relation erst ein Sechstel betragen.«

Diese hochbrisante Ausfiihrung besagt also, dafl in den 50er Jahren den pri-
vaten Haushalten Zinsertrige in Hohe von 17 Prozent ihrer Ersparnisse zu-
flossen, Anfang der 90er Jahre in Hohe von 80 Prozent. Das heif3t, wihrend
nach dem Krieg die Ersparnisse fast ausschlieBlich aus Arbeitseinkommen
resultierten, konnen sie heute weitgehend aus Zinsgutschriften gebildet
werden.

Sicher wire die Annahme falsch, daf heute die gesamten Zinsertriage der
Wiederanlage dienen. Aber die Vermutung, dafl das Gros der Zinseinkom-
men zunehmend den Ersparnissen wieder gutgeschrieben wird, diirfte kaum
abwegig sein. Und da als Folge die bereits Besitzenden einen immer grofe-
ren Anteil des Sozialprodukts fiir die Bedienung ihrer Vermogen beanspru-
chen, muf} den Arbeitleistenden die Ersparnisbildung immer schwerer fal-
len.

Mit vorsichtigen Worten wird dieser Tatbestand auch von der Bundesbank
angesprochen:

10 Fragen der Freiheit, Heft 226 (1994)
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»Diese Gegeniiberstellung....deutet darauf hin, daf; die wachsende private
Ersparnis auf lingere Sicht auch eine Folge der Selbstalimentation durch
steigende Ertrdge ist.«

Da alle in einer Volkswirtschaft zur Verteilung anstehenden Werte immer
aus Arbeit resultieren, auch die Zinseinkiinfte, besteht diese »Selbstalimen-
tation< zwangsliufig aus einem immer groBBeren Zugriff auf die Einkommen
der Werteschaffenden. Welche Folgen das fiir die Arbeitleistenden gerade in
Hochzinsphasen hat, erleben wir zur Zeit allzudeutlich bei den Forderungen
nach Lohnkiirzung und Sozialabbau.

Die Verschuldung der westdeutschen Privathaushalte

Auch diese »Gegenseite« der privaten Geldvermogen, die Verschuldung der
Privathaushalte, wird in dem Bericht der Bundesbank behandelt. Diese Ver-
schuldung setzt sich zusammen aus den Konsumentenkrediten, also jenen
Krediten, die tiberwiegend zur Finanzierung von Gebrauchsgiitern aufge-
nommen werden, und den Wohnungsbaukrediten. Erstere werden fiir 1992
in Westdeutschland mit 321 Mrd DM ausgewiesen, die Wohnungsbaukredi-
te mit 895 Mrd DM, sodaB} sich eine Gesamtverschuldung von 1.216 Mrd
DM ergibt. Bezogen auf die rund 30 Mio westdeutschen Haushalte errech-
net die Bundesbank daraus eine Durchschnittsgrofie von rund 40.000 DM.

Bezugnehmend auf die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe des Sta-
tistischen Bundesamtes aus dem Jahr 1988, schreibt die Bundesbank jedoch
dazu:

»Freilich bietet dieser Durchschnitt insofern ein etwas schiefes Bild, als ein
grofser Teil der Haushalte vollig schuldenfrei ist.«

Und weiter verweist sie darauf, daf3

»nur etwa ein Fiinftel der Haushalte Kredite fiir Konsumzwecke und circa
ein Viertel Baufinanzierungen beansprucht hatten. «

Geht man von diesen Anteilen und den 30 Millionen Haushalten aus, dann
waren 1992 rund 6 Millionen Haushalte mit durchschnittlichen Konsum-
entenschulden von 53.500 DM belastet, rund 7,5 Millionen private Hypo-
thekenschuldner mit durchschnittlichen 119.000 DM.

Da sich die verschuldeten Haushalte nur zu einem geringen Teil mit den
Geldvermogensbesitzern und Kreditgebern iiberschneiden, ist die von der
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Bundesbank vorgenommene Berechnung des »Reinvermogens«oder Netto-
vermogens), bei der man die Schulden von den Geldvermogensbestinden
abzieht, irrefithrend. Mit dieser Saldierungsmethode, mit der man in der
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung auch die innerdeutschen Zinsstro-
me gegeneinander gegen Null aufrechnet, wird also die bittere Wirklichkeit
der Diskrepanzzunahme zwischen Arm und Reich statistisch verwischt.

Die Zinsbelastung aus der Privatverschuldung

Die mit der Privatverschuldung in Hohe von insgesamt 1.216 Mrd DM ver-
bundene Zinslast wird von der Bundesbank mit »schédtzungsweise gut 100
Mrd DM« angegeben, was bezogen auf das verfiigbare Einkommen der Pri-
vathaushalte einen Anteil von etwa sechs Prozent ausmacht.

Da die Zinsen fiir die Konsumentenschulden an anderer Stelle von der
Bundesbank mit 32 Mrd DM angegeben werden, ergibt sich fiir das Jahr
1992 folgende Aufschliisselung in Mrd DM:

Bestand Zinsen | @ Zinssatz

Konsumentenschulden: 321 32 10,0 %
private Hypothekenschulden: 895 68 7,6 %
gesamte Privatschulden: 1216 100 8,2 %

Das heift, jeder Haushalt in Westdeutschland hatte 1992 fiir die Verzinsung
der Privatverschuldung im Durchschnitt 3.330 DM aufzubringen, wobei
wieder zu bedenken ist, daf} 1t. Bundesbank rund 60 Prozent der Haushalte
unverschuldet sind. Umgelegt auf die tatsidchlich verschuldeten 40 Prozent
der Haushalte, ergibt sich also fiir diese 1992 eine durchschnittliche Zins-
belastung von rund 8.300 DM.

Vergleiche mit der Entwicklung in den neuen Bundeslindern

Bereits in ihrem Vorwort weist die Bundesbank darauf hin, daf3 das statisti-
sche Datenmaterial in den neuen Bundesldndern keine mit dem Westen ver-
gleichbaren Einblicke in die Vermogenssituation ermogliche.

Fiir die Geldvermo6gen wird jedoch ein deutlicher Anstieg der Besténde
von 135 Mrd DM nach dem Umtausch (Ausgangsbestand rund 200 Mrd
Ostmark) auf 190 Mrd DM Ende 1992 ausgewiesen. Das heif3t, die DM-Ver-
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mogen hatten 1992 nominell fast wieder den Bestand der Ostmark-Erspar-
nisse vor der Wende erreicht. Umgerechnet auf jeden Haushalt stiegen die
Ersparnisse von rund 20.000 DM im Jahr 1990 auf 30.000 DM 1992. Damit
ergab sich je Haushalt — wie die Bundesbank schreibt —

»...ein Durchschnittsbetrag, der von den westdeutschen Haushalten in der
ersten Hiilfte der siebziger Jahre erreicht worden war. «

Und mit der Entwicklung in den alten Landern vergleichend heif3t es weiter:

»Seit der Wihrungsumstellung ist das durchschnittliche Geldvermogen pro
Haushalt in den neuen Bundeslindern um zwei Fiinftel gestiegen und damit
doppelt so stark wie gleichzeitig im Westen Deutschlands. «

Auch mit der Sparquote von 13 Prozent, bezogen auf das verfiigbare Ein-
kommen, haben die Haushalte in den neuen Landern 1992 mit der Quote im
alten Bundesgebiet (14%) inzwischen fast gleichgezogen. Diese hohe Er-
sparnisleistung ist umso erstaunlicher, als ein grof3er Teil der Geldvermogen
nach der Einigung fiir Autokiufe und dhnliche Gebrauchsgiiter ausgegeben
wurde. Erklirt werden die trotzdem hohen Ersparnisse von der Bundesbank
u.a. mit Vorsichtsgriinden, die sich aus dem Beschiftigungsrisiko in den
neuen Liandern ergeben. An anderer Stelle hat die Bundesbank aber auch
einmal darauf hingewiesen, daB, aufgrund des hohen weiblichen Be-
schiftigungsstandes in der ehemaligen DDR, in vielen Haushalten — auch
bei Arbeitslosigkeit — zwei Einkommen anfallen und so die Er-
sparnisbildung erleichtert wiirde.

In der Ausstattung mit Gebrauchsgiitern stehen die Haushalte in den neu-
en Lindern hinter den westdeutschen kaum noch zuriick. So kamen 1992 in
Westdeutschland auf 100 Haushalte 73 Personenkraftwagen, in Ostdeutsch-
land waren es mit 64 nicht viel weniger. Noch ausgeglichener ist der Stand
bei Fernsehgeriten und Kiihlschrinken. Lediglich bei der Versorgung mit
Telefonen und Geschirrspiilmaschinen gibt es noch einen erheblichen
Riickstand.

Deutlich geringer als im Westen ist in den neuen Lindern noch die Ver-
schuldung der Privathaushalte. Sie wird von der Bundesbank mit durch-
schnittlich 6.000 DM angegeben, gegeniiber 40.000 DM in den alten Lin-
dern. Allerdings beziehen sich die 6.000 DM Schulden in den neuen
Léndern fast nur auf Konsumentenschulden und miissen deshalb mit den
knapp 11.000 DM verglichen werden, die westdeutsche Haushalte im
Durchschnitt fiir Konsumzwecke aufgenommen haben. Die privaten Hy-
pothekenschulden lassen sich in Ostdeutschland — aufgrund der ungeklarten
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Eigentumsverhéltnisse bei den Immobilien — bisher je Haushalt kaum
umrechnen. Diese ungeklirten Eigentumsverhiltnisse sind auch der Grund,
warum fiir die neuen Lénder noch keine halbwegs realistischen Zahlen fiir
das private Wohnungsvermégen vorliegen.

Zur Lage in den neuen Bundesldndern schreibt die Bundesbank ab-
schlielend:

»Gemessen an der erforderlichen Zeit sind die ostdeutschen privaten Haus-
halte im Prozefs der Anpassung ihrer Vermdgensposition an internationale
Standards relativ schnell ein grofles Stiick vorangekommen. Weitere dauer-
hafte Fortschritte auf diesem Weg sind freilich nicht von westdeutschen
Transferleistungen zu erwarten, sie sind vielmehr nur auf der Basis ver-
mehrter eigener Produktion und Einkommen moglich. «

Doch auch in den neuen Léndern stellt sich die Frage nach der Verteilung
der Vermogen, vor allem wenn man daran denkt, mit welchem Geldvermo-
gensvorsprung bestimmte Bevolkerungsminderheiten 1990 in die DM
umgestiegen sind. Das heif3t, auch hier wird es ein Teil der Haushalte relativ
leicht haben, ihre »Vermogensposition an internationale Standards« an-
zundhern, wihrend der Masse der Haushalte, die nur auf Arbeitseinkommen
angewiesen ist, die dafiir erforderliche Riicklagenbildung nur sehr schwer
gelingen diirfte.

Soweit die wesentlichsten Aussagen des Bundesbankberichts zur
Vermogenssituation der privaten Haushalte. Bedauerlich ist, da3 die Bun-
desbank bei diesen Betrachtungen der Vermogenssituation nicht auch den
Schattenseiten der vermogensbedingten Gegebenheiten und Entwicklungen
nachgegangen ist, das vor allem bezogen auf den Bereich der Geldvermo-
gen.

Zur Abrundung dieser Kommentierung sollen darum nachfolgend diese
problematischen Begleiterscheinungen und deren Folgen angesprochen
werden:

Die Uberentwicklung der Geldvermogen

Geldvermogen entstehen normalerweise aus ersparten Arbeitseinkommen.
Gegen Zinsen ausgeliehene Ersparnisse aber nehmen, 146t man sie langer
stehen, durch die Zinsgutschriften gewissermalen >von alleine< weiter zu,
also ohne zusitzliche eigene Sparleistungen. Diese von der Bundesbank als
>Selbstalimentation< bezeichnete Vermehrung ist in >jungen< Volks-
wirtschaften, in denen sich die Ersparnisse erst langsam bilden, noch relativ
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gering. Mit der zunehmenden Ansammlung von Geldvermdgen kommt es
jedoch immer mehr zu jenem zinsbedingten Selbstvermehrungsautomatis-
mus, der vor allem durch den im Zeitverlauf wirksamer werdenden Zinses-
zinseffekt beschleunigt wird. Und da sich die Geldvermdgensbesitzer bei
sinkenden Zinsen ab einer bestimmten Grenze mit der Geldfreigabe zuriick-
zuhalten beginnen, kommt es auch dann noch zu einer weiteren >Selbstali-
mentation< der Geldvermogen, wenn das Wirtschaftswachstum prozentual
nachlaft.

Anders ausgedriickt: Wihrend fiir die Leistungsanbieter auf dem Markt
die Knappheitsgewinne mit Sittigung der Mirkte gegen Null zuriickgehen,
konnen die Geldvermégensbesitzer ihre “Knappheitsgewinne’ durch Ange-
botsdrosselung weiter aufrechterhalten. Das heif3t, sie konnen, die Marktge-
setze unterlaufend, auch dann noch einen positiven Zins durchsetzen, wenn
er aufgrund der tatsidchlich gegebenen Angebots-Nachfrage-Situation ei-
gentlich gegen Null fallen miifite.

Liegen aber die Zinssitze bzw. die Zuwachsraten der Geldvermogen iiber
den Zuwachsraten der Leistung, kommt es zu einer Uberentwicklung der
Geldvermogen in der Volkswirtschaft. Ein Organismus aber kann nur stabil
bleiben, wenn sich alle seine Teile mit ihrer Entwicklung am Ganzen orien-
tieren. Wiachst ein Teil rascher als das Ganze (z.B. die Leber in einem biolo-
gischen Organismus oder die Zahl der Autos bezogen auf das Stral3ennetz),
kommt es zu Komplikationen und schlie8lich zum Kollaps.

Diese GesetzmaBigkeiten gelten auch fiir einen Wirtschaftsorganismus,
in dem die Geldvermdogen rascher zunehmen als die volkswirtschaftliche
Leistung. Zwar sind Geldvermogen eine Bestandsgrofe, wihrend das
Sozialprodukt eine sich jahrlich wiederholende Stromgrofe ist, aber die
Zinsanspriiche des Geldkapitals miissen mit einer laufend steigenden Quote
aus der volkswirtschaftlichen Leistung bedient werden. Anders ausge-
driickt: Der Anteil, den das Geldkapital jedes Jahr aus dem Sozialprodukt
beansprucht, nimmt von Jahr zu Jahr mit dem Uberwachstum der Geldver-
mogen zu.

Dieser Tatbestand geht aus der Darstellung 2 deutlich hervor, in der die
prozentuale Entwicklung der privaten Geldvermogen derjenigen der
verfiigbaren Haushaltseinkommen gegeniibergestellt ist.

Wie aus der Darstellung ersichtlich, sind die privaten Geldvermégen von
1970 bis 1992 auf das 6,6fache gestiegen, wihrend die verfiigbaren
Einkommen nur auf das 4,1fache zunahmen. Die Nettoeinkommen aus un-
selbstdndiger Titigkeit, die in den meisten Haushalten den Hauptanteil der
verfiigbaren Einkommen bestimmen, nahmen pro Kopf sogar nur auf das
2,9fache zu, wihrend die volkswirtschaftliche Zinslast, fiir die hier der Ein-
fachheit halber die Zinsertrige der Banken herangezogen wurden, in den 22
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Darstellung 2
PROZENTUALE ENTWICKLUNG DER PRIVATEN GELDVERMOGEN, 1970 BIS 1332

im Vergleich zur Entwicklung der verfligbaren Einkommen, der volkswirt-
schaftlichen Zinsbelastung sowie der Pro-Kopf-Nettoléhne und -gehéiter

Bankzinsertrage

900 % 1~ Zinsbelastung
;] x 9,1
)
/
800 % —
! !
% |
i il
700 % i - -1*‘—*
| private Geldvermégen

X 6,6

BO0 % S
500% i |
400 % ) ;/ezf‘ilgbare Einkommen
?
300 % Nettoléhne und -gehdlter
pro Kopf
x 2,9
200 % 4
100 %
95
Quelle: Bundesbank / Stat., Bundesamt HELMUT CREUTZ

Jahren auf das 9,1 fache stieg. Das heif3t, die Zinsbelastung, die in etwa mit
den Bankzinsertrigen gleichgesetzt werden kann, nahm mehr als doppelt so
stark zu wie die verfiigbaren Einkommen und gut dreimal so stark wie die
Nettoeinkommen je Arbeitnehmer. Auf dieses Phinomen und seine Folgen,
wird spiter noch eingegangen.
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Die Kehrseite der Geldvermogen

Wachsende Geldvermdogen in einer Volkswirtschaft werden im allgemeinen
— auch bei ungleicher Verteilung — als Zeichen zunehmenden volkswirt-
schaftlichen Reichtums und damit positiv gewertet. Dabei wird zumeist
nicht beachtet, dall diesen Geldvermogen - sieht man von den relativ gerin-
gen Barvermogen ab - in etwa gleicher Hohe immer Schulden gegeniiber-
stehen. Das heif3t, im Gleichschritt mit der Uberentwicklung der Geldver-
mogen nehmen in jeder Volkswirtschaft auch die Verschuldungen
iiberproportional zu. Dabei ermdglichen die wachsenden Geldver-
mogensbildungen nicht nur diese stindige Schuldenzunahme, sondern sie
erzwingen sie. Denn ohne die laufende kreditire Riickfithrung dieser
Kaufkraftiiberschiisse in den Wirtschaftskreislauf kdme es zu einem Nach-
frage-Einbruch mit deflationédren Folgen.

Aber auch bezogen auf die einzelnen Wirtschaftssubjekte kommt es bei
einem Teil derselben im gleichen Umfang zu Kaufkraftliicken, wie sich bei
einem anderen Teil Uberschiisse ansammeln. Wollen die ersteren im bishe-
rigen Umfang Nachfrage halten, konnen sie die Liicke in ihren Kassen nur
durch einen Riicktransfer der Differenzgrof3en iiber Kredite schliefen.

Diese Uberentwicklungen der Geldvermogen und Schulden verindern
zwar bei optimalem Riicktransfer der Uberschiisse nicht die Gesamtkauf-
kraft in einer Volkswirtschaft. Sie fiithren aber langfristig zu einem zuneh-
menden Fremdkapital- und riicklaufigen Eigenkapitaleinsatz.

In welchen GroBenordnungen das geschieht, geht aus der Darstellung 3
hervor, in der die Geldvermdgen und Schulden bezogen auf das
Anlagevermogen in der Wirtschaft eingezeichnet sind.

DaB sich die Geldvermdgen, gemessen an den Anlagevermogen, tatsich-
lich zu einem >Wasserkopf« entwickeln (Dieter Suhr), macht die optische
Umsetzung der Grofen deutlich.

Die Kehrseite der Medaille, die zunehmende Ver- und Uberschuldung des
Anlagekapitals, 146t erkennen, dal den Unternehmen das >Schuldenwasser«
immer mehr zum Hals steigt. Betroffen sind davon natiirlich besonders die
hochverschuldeten Betriebe, bei denen ein geringer Umsatzriickgang oder
Zinssatzanstieg bereits die Zahlungsfihigkeit gefahrden kann.

Dieser zunehmende Verschuldungsgrad ist aber nicht nur fiir die Sachver-
mogensbesitzer eine wachsende Gefahr, sondern auch fiir die Geldgeber bzw.
die kreditgebenden Banken. Denn die in den Schulden versinkenden Anlage-
vermogen bieten fiir die Kredite eine immer geringere Sicherheit, wie die stei-
genden Konkursfille vor allem in Hochzins- und Krisenlagen beweisen.

Das hier dargestellte Uberwachstum der Schulden in aller Welt, das kaum
jemand gutheiBen diirfte, ist also die Folge der Geldvermogens-Uberent-
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Darstellung 3

DER "MONETARE WASSERKOPF¢

inder Bundesrepublik Deutschland

32

-
GELDVERMOGEN % ‘J%"
IN % DES ANLAGEVERMUGENS

ANLAGEVERMOG®

24 36 %
= VERSCHULDUNG :

DES ANLAGEVERMOGENS

1950 1970 1990

Geldvermdgen Mrd DM 59 896 4824  (x 82)
Verschuldung Mrd DM 66 847 4344  (x 66)
Anlagevermdg.Mrd DM 185 1729 7042 (x 38)

*) reproduzierbare Anlagevermigen zu Netto-Wiederbeschaffungspreisen

wicklungen, die man immer noch positiv bewertet. Da man beide Er-
scheinungen jedoch nicht voneinander trennen kann, ist eine kritische Hin-
terfragung dieser Entwicklungsprozesse iiberfillig. Das aber gilt in einem
noch dringenderen MafRe fiir die mit diesen Entwicklungsprozessen verbun-
denen ungleichen Vermogensverteilungen und Zinsstrome.

Die ungleiche Verteilung der Geldvermdgen

Der Tatbestand der ungleichen Vermogensverteilung wurde zwar von der
Bundesbank in ihrem Bericht angesprochen, leider aber nicht niher unter-
sucht.

Auch wenn es iiber diese Verteilung keine genaueren fortgeschriebenen
Daten gibt, liegen dariiber doch zumindest halbwegs realistische Zahlen aus
den Stichprobenerhebungen vor, die das Statistische Bundesamt alle fiinf
Jahre bei etwa 40.000 Haushalten durchfiihrt. Diese mit der Einkommens-
und Verbrauchsstichprobe jeweils erfragten Geldvermogensbestinde wur-
den 1983 besonders differenziert auf 26 Haushaltsgruppen umgerechnet.
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Geht man von den Nettovermdgensanteilen der Haushalte aus, errechnet
jeweils aus den Geldvermogen abziiglich der Konsumentenschulden, dann
hatten 1983 acht Prozent der Haushalte nur ein >negatives Nettogeldvermo-
geng, also entweder mehr Schulden als Guthaben oder ausschlieBlich Schul-
den. Bei der hochstverschuldeten Gruppe (etwa einem halben Prozent der
Haushalte), lagen diese konsumschulden-bedingten Nettogroen bereits da-
mals iiber 70.000 DM. Bei fiinf Prozent der Haushalte war der Saldo ausge-
glichen, das heif3t, sie hatten entweder gleichhohe Guthaben wie Schulden
oder von beidem nichts. Die restlichen 87 Prozent der Haushalte hatten ein
>positives Nettogeldvermogen«.

Bis zu den mittleren Haushaltsgruppen stiegen die Netto-Geldvermdgen
langsam auf etwa 11.000 DM an, um gegen Ende der Kurve umso steiler
hochzuschieBBen, bei dem letzten Prozent der Haushalte bis auf etwa
330.000 DM.

Teilt man die gesamten Haushalte in zwei Halften, dann verfiigte die ar-
mere Hilfte der Haushalte 1983 lediglich iiber vier Prozent der gesamten
Nettogeldvermogen, die reichere Hélfte tiber 96 Prozent.

Aber auch diese Verteilung stellt nur die halbe Wahrheit dar. Denn die
reichste Haushaltsgruppe, mit einem Monatseinkommen tiber 25.000 DM,
wurde mangels ausreichender Teilnahme bei der Stichprobenerhebung
nicht mit in die Berechnung aufgenommen. Doch auch ohne diese Gruppe
(deren Durchschnitts-Geldvermogen die in der Auswertung enthaltenen
Spitzenvermogen von 340.000 DM um ein Vielfaches libersteigen diirften!),
konzentrierte sich mehr als die Hilfte der gesamten Geldvermdégen bereits
bei dem reichsten Zehntel der Haushalte. Bedenkt man, da3 die ebenfalls
zinsbringenden unverschuldeten Sach- und Produktionsvermogen sich
noch stirker bei einer Minderheit konzentrieren als die relativ breit verteil-
ten Geldvermogen, wird die Problematik der Zinsstromgré8en noch gravie-
render.

Die Zinsstrome und ihre Umverteilungswirkungen

Zinsertrige werden von den Empfingern im allgemeinen ebenso positiv be-
wertet wie die Geldvermogen. Wie aber schon bei den Geldvermégen, zieht
man auch bei den Zinsen die “andere Seite’, nimlich die schuldenbedingten
Zinslasten, normalerweise nicht in die Beurteilung mit ein. Meistens sind
die Haushalte sogar der Ansicht, daf sie fiir Schulden nur dann geradeste-
hen miissen, wenn sie selber solche gemacht haben, fiir Zwecke des Kon-
sums oder zur Finanzierung des Eigenheims. In Wirklichkeit aber werden
die Haushalte auch fiir jene Schulden zur Kasse gebeten, die der Staat oder
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die Unternehmen aufgenommen haben. Denn so wie der Staat seine
Schuldenzinsen iiber Steuern und Gebiihren an die Biirger weitergeben
muB, so die Unternehmen {iber die Preise. Dieser Zwangsumlegung kdnnen
Staat und Betriebe nur durch noch héhere Verschuldung ausweichen, womit
die Umverteilungsproblematik jedoch nicht verringert, sondern nur ver-
groflert auf >morgen«< verschoben wird.

Da alle geldbezogenen Zinsen zu jenen hinflieBen, die bereits iiber zuviel
Geld verfiigten und es darum verleihen konnten, ergibt sich nicht nur eine
immer grofere Vermogenskonzentration, sondern auch ein erneuter Zwang
zur Verschuldung, der zu noch grofleren Zinsstromen fiihrt. Umgekehrt ver-
lieren jene noch mehr Kaufkraft, denen sie bereits vorher fehlte und die sich
deshalb Geld leihen muften.

Welches Volumen diese Zinsstrome inzwischen erreicht haben, ergibt
sich, wenn man die volkswirtschaftliche Gesamtverschuldung 1992 in
Ho6he von 5.092 Mrd DM als Berechnungsgrundlage heranzieht. Legt man
dabei fiir die Verzinsung der Unternehmensschulden den weiter vorstehend
fiir die privaten Schulden errechneten Durchschnittssatz von 8,2 Prozent zu-
grunde (der Durchschnittsatz fiir die Staatsverschuldung lag bei 8,1 Pro-
zent), dann ergeben sich fiir Westdeutschland und 1992 folgende
Gesamtgrofien:

Verschuldung: Zinslast:  je Haushalt
Mrd. DM Mrd. DM ca. DM

Privatverschuldung: 1216 100 3300
Staatsverschuldung: 1249 101 3400
Unternehmensverschuld.: 2627 215 7200
Gesamtbetrag: 5092 416 13900

Das heif3t, die Haushalte hatten 1992 im Durchschnitt nicht nur rund 3.300
DM Zinsen fiir ihre Konsum- und Hypothekenschulden zu tragen, sondern,
zusammen mit den Zinsen fiir die Staats- und Unternehmensschulden, ins-
gesamt 13.900 DM. Bezogen auf das durchschnittliche verfiigbare Haus-
haltseinkommen 1992 in Hohe von 58.400 DM waren das rund 24 Prozent,
bezogen auf die Haushaltsausgaben (verfiigbares Eink. ./. Sparquote =
50.200 DM) rund 28 Prozent.

Die langfristige Verdnderung dieser schuldenbedingten Zinslastanteile,
bezogen auf das verfiigbare Einkommen je Haushalt bzw. je Erwerbstitigen
in Westdeutschland, geht aus der Darstellung 4 hervor, in der die jeweiligen
Relationen fiir die Jahre 1950, 1970 und 1990 wiedergegeben sind.
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Darstellung 4

RELATION ZWISCHEN DEN VERFUGBAREN EINKOMMEN UND DER GESAMTVERSCHULDUNG

JE ERWERBSTATIGEN
inder Bundesrepublik Deutschland

Zinslast
DM 11.800 Privats

M 9.500 (63)

Staat:

OM 37.2c0
(24%)

Anteil Zinslast
an den

Gesamt-
schuld.

| f Wirtschaft:

h[.; TE*— - ?§ 5% DM(;.gg).Bou

= ’ ¥

E k3

= X

SETEN
DM.-—5.3OU 3.300 53.300 152.700 -—

1950 1990

Wie ersichtlich, war die gewissermaflen neben jedem Erwerbstétigen ste-
hende Schuldensédule 1950 noch genau so hoch wie sein verfiigbares Ein-
kommen, 1970 hatte sie die doppelte und 1990 die dreifache Hohe erreicht.

Entsprechend diesem Uberwachstum der Schulden und verstirkt noch
durch den langfristigen Trend zu hoheren Zinsen, nahm auch der
Schuldenzinsanteil zu, der jedem Erwerbstétigen von seinem erarbeiteten
Einkommen verloren ging. Rechnet man diese Verluste in Arbeitszeiten um,
dann muBte 1950 jeder drei Wochen im Jahr fiir diese Schuldzinslasten ar-
beiten, 1970 etwa sieben und 1990 elf Wochen, also fast schon ein Viertel-
jahr.

Die zins- und zinseszinsbedingte >Selbstalimentation< der Geldvermogen
hat also nicht nur eine beschleunigte >Selbstvermehrung« der Verschuldung
zur Folge, sondern auch eine beschleunigte Zunahme der Zinsstrome. Da
diese Zinsstrome letztlich immer von der Arbeit zum Besitz flieen, bzw.
noch deutlicher: von Arm zu Reich, kommt es zu einer immer gro3eren Um-
verteilung zwischen den davon betroffenen Haushaltsgruppen.

Natiirlich verfiigt fast jeder Haushalt auch iiber Zinsertrige. Aber diese
Zinsertrdge sind von der Hohe der zinsbringenden Vermégen abhingig, die
sich — wie im vorletzten Kapitel dargelegt — hochst unterschiedlich vertei-
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len. Die Zinslasten, die iiberwiegend versteckt in Steuern und Preisen einge-
zogen werden, miissen dagegen von jedem Haushalt mit jeder ausgegebe-
nen Mark mitgetragen werden, im Durchschnitt — wie bereits dargelegt —
mit 28 Prozent der Haushaltsausgaben. Rechnet man die Verzinsung des
schuldenfreien Sachkapitals mit nur der Hilfte der geldbezogenen Zinslast-
groflen hinzu, ergeben sich zu tragende Gesamtzinslasten bei jeder ausgege-
benen Mark in Hohe von 42 Pfennig.

Gewinner bei den gesamten Zinstransfers sind also nur jene Haushalte,
deren Geldzinsertriage 42 Prozent der Haushaltsausgaben iibersteigen. Das
aber ist nach Annédherungsrechnungen nur bei rund zehn Prozent der Haus-
halte der Fall. Das heif3t, bei diesen Einkommensumverteilungen durch den
Zins gehoren neun von zehn Haushalten zu den Verlierern und ihre Verluste
sind relativ umso hoher, je geringer ihre zinsbringenden Vermogensbe-
stinde sind.

Die Folgen fiir die Konjunktur

Wie bereits aus der Darstellung 2 zu entnehmen, wachsen die Zinslasten in
unserer Wirtschaft nicht kontinuierlich, sondern in plétzlichen Schiiben an,
die dann ebenso plotzlich wieder abknicken. Ursache dieser Schiibe bzw.
Zinslastschwankungen sind die Schwankungen der Zinssétze, die — wenn
auch zum Teil verzogert — auf die Belastungsgroen durchschlagen.

Welche Explosivitit die zinssatzbedingten Anstiegsschiibe haben, geht
bereits aus der prozentualen Entwicklung in Darstellung 2 hervor. Bestétigt
wird das aber auch durch die absoluten Zahlen. So sind nach den jahrlichen
Erfassungen der Bundesbank (Monatsbericht August “93) die Zinsertrige
der Banken in den vier Jahren von 1988 bis 1992 von 243 Mrd DM auf 445
Mrd DM angestiegen, also um 83 Prozent. Die Zinsaufwendungen der Ban-
ken, also die Zahlungen an die Sparer und andere Geldgeber, nahmen sogar
um 101 Prozent und damit auf das Doppelte zu.

Damit stiegen die Zinsstrome dreimal so rasch wie das Bruttosozialpro-
dukt, das in den gleichen vier Jahren um 32 Prozent zunahm. Die Entwick-
lung der Nettolohne und -gehilter lag dagegen bei 29 Prozent, pro Kopf so-
gar nur bei 26 Prozent. Die Einkommen aus Unternehmertitigkeit, bei
denen die erhohten Zinskosten zuerst zu Buche schlagen, nahmen sogar nur
um 22 Prozent zu, bedingt durch deren Riickfall ab 1990. Kein Wunder, daf}
die Unternehmen versuchen miissen, die erhohten Fremdkapitalkosten um
des eigenen Uberlebens willen weiterzugeben. Da der gesiittigte Markt kei-
ne entsprechenden Preisaufschléige erlaubt, die fixen Kosten und noch weni-
ger die Zinsleistungen Spielraum bieten, verbleiben als Einsparungsmasse
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nur die Lohne. Und wihrend die verschuldeten Unternehmen, sofern sie
tiberhaupt iiberleben, geschwicht aus jenen hochzinsbedingten >Reini-
gungskrisen< hervorgehen, ist das bei den unverschuldeten und noch mehr
bei den Unternehmerminderheiten mit groBem Geldvermogenspolster um-
gekehrt: Sie gehen aus der Rezession verstirkt hervor, und ihnen ist es dann
ein Leichtes, die angeschlagenen Konkurrenten durch Preisunterbietungen
endgiiltig vom Markt zu dridngen oder gleich zur Teilstillegung aufzukau-
fen. Das heif3t, nicht nur innerhalb der privaten Haushalte verschirft jede
Hochzinsphase die Diskrepanzen, sondern auch innerhalb der Unterneh-
men.

Vergleicht man die Bankzinsertrige einmal mit anderen volkswirtschaft-
lichen GréBen, dann lagen sie bereits 1992 iiber dem Bundeshaushalt und
beim Dreifachen der Krankenversicherungsausgaben. Allein der Zinslast-
anstieg von 1988 bis 1992, der in diesen vier Jahren mit 202 Mrd DM zu Bu-
che schlug, war hoher als die Zunahme der gesamten Nettolohne und -
gehilter in der gleichen Zeit und achtmal so grof3 wie jenes >Sparpakets, das
man in Bonn 1993 mit viel Miihe geschniirt hat.

Die aufgrund der Zinslastexplosion entstandene Belastung der iiberwie-
gend hoch verschuldeten Unternehmen und die daraus resultierenden
Entlassungen und Arbeitszeitverkiirzungen sind auch der Hauptgrund
dafiir, warum sich der Staat nicht zu Steuererh6hungen oder Kiirzungen der
Subventionen traut, denn diese wiirden die verschuldeten Unternehmen in
noch groflere Schwierigkeiten bringen. Statt dessen weicht der Staat in
Streichungen bei den Haushaltsausgaben und Kiirzungen im Sozialbereich
aus. Das aber fiihrt zu noch grof3eren Kaufkraftverlusten und Arbeitslosen-
zahlen und diese wiederum zu einer Verstirkung der sozialen Diskrepanzen
und Spannungen.

Schon im Mai '93 hat der Sozialsenator von Hamburg, Ortwin Runde, das
Uberwachstum der Millionire wie der Sozialhilfeempfinger in seinem
Stadtstaat beklagt. Es sei zu erwarten, »dal} die Schere zwischen Arm und
Reich bundesweit immer weiter auseinanderklafft«, hie3 es in dem Bericht.
Wenn man diesen Polarisierungsprozef3 nicht stoppen kdnne — so meinte der
Sozialsenator weiter — wiirden uns »soziale Auseinandersetzungen wie in
Lateinamerika drohen.«

Dal} diese Polarisierungsprozesse weitergehen miissen, wenn es nicht ge-
lingt, die Schere zwischen Geldvermodgens- und Leistungsentwicklung zu
schliefen, diirfte nach den vorstehenden Darlegungen nachvollziehbar sein.
Da es aber immer unmoglicher wird, die sich immer weiter 6ffnende Schere
durch entsprechendes Wirtschaftswachstum zu schlieen, bleibt als Losung
nur, die Uberentwicklung der Geldvermogen und der Zinsstrome einer sinn-
vollen Wirtschaftsentwicklung anzupassen.
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Selbstverstdndlich wirken auch viele andere Faktoren auf das Konjunk-
turgeschehen und dessen Einbriiche ein. Statistisch aber 148t sich kein an-
derer Indikator ausmachen, der in so kurzer Zeit und in solchen Gré3enord-
nungen die Wirtschaft zusétzlich belastet, wie das bei den Zinslastanstiegen
der Fall ist.

Fazit:

Sointeressant die Beschiftigung mit den privaten Gesamtvermogen und der
Errechnung von Durchschnittswerten auch sein mag, aufgrund der fehlen-
den Verteilungsaufschliisselung trigt sie weniger zur Kldrung als zur
Verschleierung des damit verbundenen sozialen Ziindstoffs bei. Deshalb
kann man der Klage der Bundesbank iiber diese »fehlenden Informationen
der Vermogensstreuung« nur zustimmen.

Noch wichtiger als diese Verteilungsuntersuchungen wiren aber solche
iiber die Folgen, die mit der langfristigen Scherenoffnung zwischen Geld-
vermogen und Sozialprodukt und damit zwischen Zins- und Arbeits-
einkommen verbunden sind. Die dafiir benétigten statistischen Zahlen lie-
gen weitgehend offen und bediirfen kaum noch einer Ergénzung. Was
jedoch gepriift und offen gelegt werden miifite, ist die Antwort auf die Fra-
ge, wie lange wir uns die stindigen monetiren Uberentwicklungen, sozial
wie 6konomisch, noch leisten konnen. Vor allem vor dem Hintergrund, daf
der bisherige »>Ausweg< aus diesen Problemen, ndmlich ein stindiges Wirt-
schaftswachstum, bereits iiberall auf 6kologische Grenzen sto8t.

Diese Untersuchungen zu betreiben und Wege aus dem Dilemma aufzu-
zeigen, wire wohl die wichtigste Aufgabe, die eine unabhéngige Notenbank
fiir die Gesellschaft heute leisten konnte. Denn ohne Losung dieser Aufgabe
bleibt auch das Hauptanliegen der Bundesbank, namlich die Kaufkraft un-
seres Geldes als Grundlage einer stabilen Wirtschaft und Gesellschaft stabil
zu halten, zum Scheitern verurteilt.

kS
Anmerkung der Redaktion: Die vorstehende Ausarbeitung hat der Autor der
Deutschen Bundesbank zugeschickt. Daraus ergab sich eine Korrespon-
denz, die wir hier als Ergdnzung zum Aufsatz folgen lassen.
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Deutsche Bundesbank

Volkswirtschaftliche Abteilung

Postfach 10 06 02

60006 Frankfurt 30.Dez.'93

Betr.: ,,Zur Vermogenssituation der privaten Haushalte*
Monatsbericht Oktober '93

Sehr geehrte Damen und Herren,

Thren obigen Bericht habe ich fiir eine Vertffentlichung auszugsweise iiber-
nommen und kommentiert, sowie mit Ergdnzungen und einem weiter-
fithrenden Teil versehen. Da Sie dies vermutlich interessiert, vor allem die
von mir eingefiigten Grafiken, sende ich Ihnen anbei den Text meines Ma-
nuskriptes.

Sollten darin grundlegende Fehler enthalten sein, wire ich Thnen fiir einen
Hinweis dankbar.

Mit freundlichen Griilen und guten Wiinschen fiir 1994

PS: Weitere Grafiken und Analysen enthélt mein kiirzlich erschienenes
Buch ,,Das Geldsyndrom — Wege zu einer krisenfreien Marktwirtschaft*,
iiber das ich Sie mit beiliegender Verlagsankiindigung informiere.

*

Herrn

Helmut Creutz
Monheimsallee 99
52062 Aachen

Sehr geehrter Herr Creutz,

dal unser Bericht iiber die private Vermogenssituation in Deutschland Sie
zu zahlreichen Anmerkungen und Erginzungen angeregt hat, freut uns sehr.
Wir bedauern wie Sie das Fehlen von Informationen, die Aussagen iiber die
Streuung der individuellen Geldvermogen erlauben. Ein umfassendes Ur-
teil iiber die Vermogenssituation der privaten Haushalte ist natiirlich nur
dann moglich, wenn auch der Aspekt der Vermogenskonzentration beriick-
sichtigt werden kann.

Richtig ist auch, daB} die privaten Geldvermogen seit der Wihrungsreform
weitaus stirker gestiegen sind als die privaten Einkommen. Wenig fundiert
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erscheint uns dagegen das Katastrophenszenario, das Sie aus dieser Tatsa-
che ableiten. Eine steigende Relation von Geldvermoégensbestinden zu Ein-
kommen wird in der Literatur nicht als Indiz fiir die krisenhafte Entwick-
lung einer Volkswirtschaft angesehen, spiegelt sich doch hierin zunéchst die
fiir die Kapitalbildung unerldBliche Spartitigkeit sowie die fortschreitende
Entwicklung der Finanzmirkte. Aus dem vergleichsweise rascheren
Wachstum des ,,finanziellen Uberbaus* konnen unmittelbar ebenfalls keine
negativen Auswirkungen auf Konjunktur und Geldwertstabilitit abgeleitet
werden. Eine Naturgesetzlichkeit, nach der die Geldvermogen — wie Sie in
Ihrem Beitrag postulieren — nur im gleichen Tempo wie die volkswirtschaft-
liche Leistung zunehmen diirften bzw. sollten, ist u. E. weder theoretisch zu
begriinden noch empirisch zu belegen.

Mit freundlichen Griilen
DEUTSCHE BUNDESBANK

Dr. Konig Dr. Hellmold

Deutsche Bundesbank
Volkswirtschaftliche Abteilung
60263 Frankfurt 2. Febr.'94

Betr.: Ihr Schreiben vom 7. Jan.'94, Thr Zeichen Vo 3—10

Sehr geehrter Herr Dr. Konig,
sehr geehrter Herr Dr. Hellmold,

durch Vortragsreisen komme ich erst heute dazu, mich fiir Thre Stellungnah-
me zu bedanken. Es freut mich, daf Sie die fehlenden statistischen Unterla-
gen iiber die Vermogensverteilung nochmals beklagen. Vielleicht konnte
die Bundesbank einmal entsprechende Forderungen an die Politik stellen
oder solche Untersuchungen selbst fordern?

Nicht iiberzeugt hat es mich, da} Sie meine weitergehenden Ausfiihrun-
gen in dem mitgesandten Aufsatz als ,,Katastrophenszenario* abtun.

Selbstverstdndlich bedarf eine wachsende Wirtschaft auch wachsender
Geldvermogen, jedoch keiner iliberproportional zunehmender, wie sie sich,
aufgrund stindig positiver und iiber den Wachstumsraten liegender Zinssit-
ze, bei uns seit langem ergeben. Bereits einfache Uberlegungen zeigen, da3
die sich dadurch 6ffnende Schere zwischen den Geldvermégen bzw. Schul-
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den auf der einen Seite und der Wirtschaftsleistung bzw. den Arbeitsein-
kommen auf der anderen, langfristig zu immer groeren Spannungen fiihren
muf. Das betrifft nicht nur die sozial problematischen Einkommensumver-
teilungen von der Arbeit zum Besitz (siehe Darst. 4 in meinem Manuskript),
sondern ebenso die 6kologischen Folgen des Versuchs, dieser Polarisierung
durch stindiges Wirtschaftswachstum entgegenzuwirken.

DaB diese langfristigen Diskrepanzentwicklungen und deren Auswirkun-
gen in der Literatur noch keinen breiteren Niederschlag gefunden haben,
spricht nicht gegen ihre Richtigkeit. Inzwischen weisen aber auch einige
Okonomen mit vorsichtigen Worten auf die monetiren Ursachen unserer
Problemzunahmen hin. So z. B. Hans-Christoph Binswanger, der bereits
vor einigen Jahren in einem Zeitschriften-Interview gesagt hat: ,,99 Prozent
der Menschen sehen das Geldproblem nicht. Die Wissenschaft sieht es
nicht, die Okonomie sieht es nicht, sie erklirt es sogar als ‘nicht existent’.
Solange wir aber die Geldwirtschaft nicht als Problem erkennen, ist keine
wirkliche 6kologische Wende moglich.* Und auch Wilhelm Hankel hat sei-
nen Kollegen schon vor einiger Zeit empfohlen: ,,Immer dann, wenn es in
der okonomischen Realitdt anders zugeht, als es die Modelle der Wirt-
schaftslehrbiicher vorschreiben, sollten die Okonomen, statt in der Rumpel-
kammer tiberholter Theorien herumzustobern, nach den monetiren Ursa-
chen der Krise fahnden.*

In Ergdnzung meiner im Manuskript enthaltenen Grafiken lege ich Thnen
noch einige weitere mit Kurzerldauterungen bei, die ebenfalls die von mir an-
gesprochenen Problementwicklungen in verschiedenen Varianten wieder-
geben. Sie gehen alle von offiziellen Datenketten aus und diirfen darum als
empirisch belegt anzusehen sein.

Da mir die dargelegten Zusammenhinge, die auf Dauer die Stabilitét un-
seres Geldes ebenso gefihrden miissen wie die unserer Gesellschaft, ernste
Sorgen machen, wire ich Thnen dankbar, wenn Sie meine Bedenken mit
sachlichen Argumenten entkréiften konnten.

Mit freundlichen Griiflen

Anlagen: 4 Grafiken
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Herrn

Helmut Creutz

Monheimsallee 99

52062 Aachen 17.2.94

Sehr geehrter Herr Creutz,

Ihr Schreiben vom 2. Februar 1994 haben wir erhalten. Die beigefiigten
Grafiken belegen freilich zunéchst nichts anderes als die mehr oder minder
grof3e zeitliche Koinzidenz verschiedener wirtschaftlicher Groen inner-
halb des Konjunkturzyklus. Hieraus kann man nicht ohne weiteres auf ein-
deutige kausale Beziehungen zwischen Zinssitzen bzw. Zinsstromen und
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung schliefen. Eine solche Schluf3fol-
gerung 146t die Komplexitit des Wirtschaftsgeschehens vollig auller Acht.

So hat zur Konjunkturschwichung in 1992 und der in ihrem Gefolge ein-
getretenen Rezession — auch nach Meinung des Sachverstindigenrats —
malgeblich beigetragen, dafl entgegen den urspriinglichen Erwartungen ei-
ne durchgreifende Belebung der Auslandsnachfrage nicht eingetreten ist.
Dadurch sind in Verbindung mit dem starken hausgemachten Kostenauf-
trieb, vor allem von der Lohnseite her, die Ertragsmargen der Unternehmen
unter Druck geraten, so daf} aufgrund der verschlechterten Gewinn- und Ab-
satzperspektiven die Investitionstitigkeit rasch an Antriebskraft verlor. Von
Seiten der Geldpolitik gingen zwar ebenfalls bremsende Einfliisse auf das
Wirtschaftsgeschehen aus, doch waren diese keineswegs dominierend und
vor allem nicht Ursache, sondern ,,korrektive* Folge der sich abzeichnen-
den Fehlentwicklungen.

Uberdies sollte man nicht iibersehen, daB die Zinsstrome als Element des
gesamtwirtschaftlichen Umverteilungsprozesses ambivalente Gréfen sind,
auf deren Zunahme in den letzten Jahren insbesondere die kriftige Auf-
blahung der offentlichen Verschuldung im Zusammenhang mit den eini-
gungsbedingten Finanzierungslasten hingewirkt hat. Begleitet wurde dies
von einer zunehmenden Differenzierung der Finanzierungsverhéltnisse in-
nerhalb der Sektoren, worauf bereits Ende der sechziger Jahre Prof. Stiitzel
beziiglich der Unternehmen hingewiesen hat. Aus all dem folgt, daf3 zum ei-
nen private Haushalte als Kreditgeber des Staates sowie zum anderen Unter-
nehmen selbst durch héhere Zinsertrige begiinstigt werden.

Mit freundlichen Griilen
DEUTSCHE BUNDESBANK

Dr. Konig Dr. Fecht
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Deutsche Bundesbank

Volkswirtschaftliche Abteilung

Postfach 10 06 02

60006 Frankfurt 2.Mirz '94

Betr.: Ihr Schreiben vom 17.02.1994, Ihr Zeichen Vo 3—-10

Sehr geehrter Herr Dr. Konig,
sehr geehrter Herr Dr. Fecht,

ich danke Ihnen fiir Thre Stellungnahme! Auf einige Ihrer Ausfiihrungen
mochte ich gerne eingehen:

1. Koinzidenz verschiedener Gréen innerhalb des Konjunkturzyklus

Wenn es sich bei der Beziehung zwischen Zinslastanstieg und Konjunktur-
einbruch um einen Einzelfall handeln wiirde, konnte ich Ihrem Einwand zu-
stimmen, da} man aus dem Zusammenfallen zweier Ereignisse keine allge-
meinen Riickschliisse ziehen darf. Wie aber meine mit Schreiben vom 2.
Februar iibersandten Darstellungen 41, 54 und 69 zeigten, wiederholen sich
diese Beziehungen bei jedem Zinssatz- bzw. Zinslastanstieg, und zwar so,
daf} diese dem Konjunktureinbruch jeweils vorauslaufen. Geradezu verbliif-
fend ist der aus Darst. 69 zu entnehmende Tatbestand, daf3 sich sowohl die
ZinslastgroBen in Mrd DM wie die Millionenzahlen der Arbeitslosen in je-
dem der drei Krisenschiibe etwa verdoppelten.

Aber auch in den ersten beiden Nachkriegsjahrzehnten, in denen die Zins-
belastungen gemessen am Sozialprodukt noch wesentlich geringer waren,
14Bt sich diese Wechselbeziehung bereits ablesen. Das zeigt die diesem
Schreiben beigelegte Darst. 67, in der die Schwankungen der Zinssitze je-
nen der Arbeitslosenzahlen und der Insolvenzen fiir den Zeitraum 1950 bis
1986 gegeniibergestellt sind.

2. Die Beziehungen zwischen Zinssitzen bzw. Zinsstromen und der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung lassen die Komplexitidt des Wirtschaftsge-
schehens auf3er acht.

Selbstverstiandlich wird das Wirtschaftsgeschehen durch viele unterschied-
liche Faktoren beeinfluf3t. Aber nach meinen langjihrigen Untersuchungen
gibt es keinen anderen Faktor, dessen Verdnderung zeitlich wie gréfen-
méiBig so zu Buche schldgt und solche deutlichen Spuren im Konjunkturge-
schehen hinterldat wie die Verdnderungen der Zinssitze bzw. Zinsstrom-
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groflen. Und diese Spuren zeichnen sich nicht nur in den Schwankungen der
Arbeitslosenkurven ab, sondern, gegenldufig oder gleichgerichtet, bei fast
allen wesentlichen Wirtschaftsindikatoren, wie aus der beiliegenden Darst.
64 hervorgeht.

3. Zur Konjunkturabschwichung in 1992 und der folgenden Rezession ha-
ben — auch nach Meinung des Sachverstidndigenrates — eine unzureichende
Belebung der Auslandsnachfrage und ein starker Kostenauftrieb, vor allem
von der Lohnseite her, beigetragen.

Welche Groflenordnung die unzureichende Belebung der Auslandsnachfra-
ge hatte, 148t sich wohl schwer beurteilen. Untersucht man aber die Lohn-
entwicklung in den Jahren vor der Rezession, dann zeigt sich, da3 diese ge-
geniiber der Entwicklung des Sozialproduktes keinesfalls iibermifig
angestiegen, sondern sogar deutlich zuriickgeblieben ist. Die von Thnen als
,.keineswegs dominierend und nicht ursidchlich eingestuften geldbezoge-
nen Kosten stiegen dagegen von 1988 bis 1992 dreimal mehr als das Sozial-
produkt an. Die entsprechenden Zahlen und Relationen sind in dem beilie-
genden Artikel ,,Gefahr fiir den Standort Deutschland — sind die Lohnkosten
zu hoch?* (der inzwischen in verkiirzter Form auch im Allgemeinen Deut-
schen Sonntagsblatt erschienen ist) ausfiihrlich dargelegt. Daraus geht auch
hervor, dal — wie in allen Hochzinsphasen — die Einkommen aus Unterneh-
mertitigkeit von den Zinslastanstiegen in einem besonderen Mal} betroffen
werden.

4. Von Seiten der Geldpolitik gingen zwar ebenfalls bremsende Einfliisse
auf das Wirtschaftsgeschehen aus, doch waren diese keineswegs dominie-
rend und vor allem nicht Ursache, sondern ,,korrektive* Folge der sich ab-
zeichnenden Fehlentwicklungen.

Ich weil nicht, welche Seiten der Geldpolitik Sie bei dieser Aussage im Au-
ge haben.

Wenn Rezessionen Folge der Zinssatzanstiege sind und diese wiederum
mit der Inflation zusammenhingen, dann hat fiir mich die Geldpolitik — ge-
nauer: die immer noch unzureichende Geldmengensteuerung — ursichliche
Bedeutung fiir die Krisen. AuBBerdem ergibt sich aus allen Vergleichen, daf3
die zinssatzbestimmten Belastungsschwankungen keine ,.korrektiven* Fol-
gen der sich abzeichnenden Fehlentwicklungen sind, sondern diesen vor-
auslaufen.
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Helmut Creutz: Zur Vermdgenssituation der privaten Haushalte

5. Uberdies sollte man nicht iibersehen, daB die Zinsstrome . . . ambivalente
GroBen sind, auf deren Zunahme in den letzten Jahren insbesondere die
kriftige Aufbldhung der 6ffentlichen Verschuldung im Zusammenhang mit
den einigungsbedingten Finanzierungslasten hingewirkt haben

Auch diese immer wieder vorgebrachte Begriindung verliert an Gewicht,
wenn man die langfristigen Entwicklungen einmal genauer unter die Lupe
nimmt:

Wie die beiliegende Darstellung 101 zeigt, hat weder die gesamte volks-
wirtschaftliche Verschuldung noch die des Staates in den letzten Jahren in
ungewohnlicher Weise zugenommen. Selbst die Verschuldungsentwick-
lung des Bundes, der bekanntlich den gréften Teil der einigungsbedingten
Finanzierungslasten zu tragen hat, weist ab 1990 nur eine relativ geringe
Beschleunigung gegeniiber den vorherigen zwei Jahrzehnten aus (siehe
Darst. 29).

Auch der Anstieg der Zinssitze, der die Schuldenbelastung potenziert und
zu ihrer Bedienung meist zu erhohten Kreditaufnahmen zwingt, hat nicht
erst mit der Vereinigung begonnen, sondern bereits 1988. Ab 1990/91 fielen
sogar, trotz weiter zunehmender Staatsverschuldung und mehrfacher Leit-
zinserhohungen, die entscheidenden Kapitalmarktzinsen langsam wieder
zuriick.

6. Aus alledem folgt, dal zum einen private Haushalte als Kreditgeber des
Staates sowie zum anderen Unternehmen selbst durch hohere Zinsertrige
begiinstigt werden.

Zweifellos stammt das Gros der aufgenommenen Staatsschulden aus Erspar-
nissen der Privathaushalte. Ebenso ist unstrittig, da3 ebenfalls eine Reihe
hochliquider Unternehmen durch erhohte Zinsertriage beglinstigt werden.
Entscheidend fiir die Problematik der zinsbedingten Umverteilungsprozesse
aber ist der Tatbestand, daf sich diese Zinsertréige, die letztlich von den End-
verbrauchern iiber Preise, Steuern und Gebiihren getragen werden miissen,
bei Minderheiten der Privathaushalte wie der Unternehmen konzentrieren.
Da sich diese Konzentrationsprozesse in jeder Hochzinsphase beschleuni-
gen, verschirfen sich jedesmal auch die daraus resultierenden sozialen Span-
nungen.

In meinem Manuskript ,,Zur Vermogenssituation der privaten Haushalte®,
das ich Thnen mit meinem Brief vom 30. Dezember '93 zugeschickt habe,
sind diese Zusammenhinge differenziert dargelegt. Verweisen mochte ich
nur noch einmal auf die Darstellung 4 dieses Manuskripts wie die separat
zugesandten Darstellungen 36 und 54.
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Wenn ich mit diesem Schreiben Ihre Zeit erneut beanspruche, dann tue ich
das nicht um Recht zu behalten.

Angesichts der immer groBer werdenden okonomischen, 6kologischen
und sozialen Probleme mii3te m. E. allen Anst6B8en priifend nachgegangen
werden, die moglicherweise Ursachenerkldrungen oder gar Losungsansitze
beinhalten konnten. Dies trifft auf die Ursachen und Folgen der zunehmen-
den Diskrepanzen zwischen der Wirtschaftsleistung und den monetiren Be-
standsgrof3en ebenso zu wie auf jene zwischen Armut und Reichtum. Denn
bei ungebremster Weiterentwicklung miissen beide Diskrepanzen nach ein-
fachen mathematischen GesetzmifBigkeiten zur Zerstorung der Wirtschaft
und Gesellschaft fithren.

Ich wire Thnen darum dankbar, wenn Sie diese Befiirchtungen vorurteils-
frei tiberpriifen wiirden.

Mit freundlichen Griilen

Sehr geehrter Herr Creutz,

wir bestitigen den Eingang Ihres Schreibens vom 2. Mirz 1994. Die darin
enthaltenen Anregungen werden wir vorurteilsfrei iiberpriifen.

Mit freundlichen Griiflen
DEUTSCHE BUNDESBANK

Dr. Ko6nig Dr. Fecht
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Geldwertstabilitdt und Vollbeschiftigung

Fritz Penserot

Der lange Artikel von Professor Dr. Herbert Giersch in der »Frankfurter
Allgemeinen Zeitung« vom 31.12.1993 unter dem Titel » Wenn die Arbeit zu
teuer wird« mit dem Untertitel »Bei ausreichend flexiblen Lohnen gibt es
grundsitzlich Beschiftigung fiir alle / Arbeitslosigkeit ist kein unerklarli-
ches Schicksal« gibt Veranlassung, sich auch weiterhin mit dem fatalen Pro-
blem der Krisenanfilligkeit unserer »Freien Marktwirtschaft« zu befassen.

Man kann zwar sehr wohl alle Kapitaleigentiimer verstehen, da} sie ein
lebhaftes Interesse an der Aufrechterhaltung des fiir sie so lukrativen derzei-
tigen Wirtschafts- und Wihrungssystems besitzen — dessen Ausniitzung un-
ter den gegenwirtigen Umsténden ja auch ihr gutes Recht ist —, man kann
auch alle Funktiondre einer Gewerkschaft oder einer politischen Partei ver-
stehen, wenn auch sie kein Interesse an der Abschaffung des bestehenden
Zustandes haben; es ist m.E. aber nicht zu verstehen, daf} kluge, ehrliche
Wissenschaftler und Politiker, denen es um das Wohl aller Menschen geht,
nicht sehen oder sich nicht eingestehen, daf} alle die zahllosen Argumente,
die von den Rechtfertigern des bestehenden Zustandes vorgebracht werden,
im Grunde nichts anderes sind als »Ideologie« (wie Karl Marx diese Hal-
tung bezeichnet hitte) zur Vernebelung der Kopfe ihrer Mitmenschen, da-
mit diese nur ja nicht erkennen, daf} es auch eine andere, bessere Moglich-
keit zur Uberwindung der Miséere gibt, in der wir uns heute befinden; von der
in dem Entwurf des Vertrages von Maastricht vorgesehenen Fiihrungsrolle
der Industriepolitik einmal ganz abgesehen: (Vgl. hierzu »Artikel 130:
Wendemarke der Ordnungspolitik« von Joachim Starbatty in der FAZ vom
15.1.94.)

Ein Beispiel fiir diese pro-industrielle Einstellung hat gerade jetzt Profes-
sor Dr. Giersch mit dem o.a. Artikel »Wenn die Arbeit zu teuer wird« gege-
ben, in dem er u.a. schreibt, wenn die Arbeit zu teuer werde, dann miiften
eben die Unternehmer mit Produktinnovationen dazu beitragen, dafl Indu-
strieerzeugnisse (dem Ausland gegeniiber) wettbewerbsfihig hergestellt
werden konnen, wobei die » Prioritdt jetzt bei der Lohnmdfligung« liege. Im
iibrigen ist in dem ganzen Artikel mit keiner Silbe von der exorbitant wach-
senden Kapitalgewinn-Entwicklung zu Gunsten der Unternehmer-Kapitali-
sten und aller Nur-Kapitalisten gerade in den letzten Jahren die Rede. Denn
diese sind ja die wahren Gewinner der derzeitigen Wirtschafts- und
Wihrungspolitik.

Was ist gegen diese fatale Entwicklung zu tun, die mit Sicherheit eines Ta-
ges zu einer Katastrophe fiihren wird?
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Bei fast allen AuBerungen unserer Wihrungsfachleute und Wirtschafts-
politiker tiber die Ursache des nicht befriedigenden Funktionierens unserer
»Freien Marktwirtschaft« in dem einst erwartenden Sinne féllt auf, da nach
dem geldlichen Zusammenhang der Produktion, dem »Angebot« (nach Jean
Baptiste Say), und der Nachfrage nach den produzierten Giitern von unseren
Wihrungspolitikern kaum gefragt wird, da man darin anscheinend kein son-
derliches Problem sieht.

Wenn es aber richtig ist, da3 nur dann Angebot und Nachfrage zu einem
wertméaBigen Ausgleich kommen konnen, wenn alle Einkommen dazu ver-
wendet werden, alle auf dem Markt angebotenen Produkte, Leistungen usw.
zu kaufen, d.h. zur Nachfrage verwendet werden —und dies unter der Bedin-
gung der Stabilitiit des Geldwertes —, dann muf3 auch eine Moglichkeit ge-
schaffen werden, dal} dieses stabile Geld nicht zuriickgehalten, »gehortet«
wird. Denn nur die Zuriickhaltung des Geldes gibt seinen Besitzern (den
»Kapitalisten«) die Moglichkeit, die Hohe der Kapitalverzinsung in ihrem
Interesse zu bestimmen — oder auf die Investition zu verzichten und dadurch
die Arbeitslosigkeit zu erhohen. Kurzum: Auf die Sicherung des stetigen
Umlaufes des stabilen Geldes kommt es entscheidend an!

Dieses Ziel, die Uberwindung des Geldhortens, ist, ausgehend von dem
Vorschlag von Silvio Gesell, sehr einfach dadurch zu erreichen, daf3 alle von
der Zentralnotenbank unter Orientierung am Lebenshaltungskosten-/ndex —
und dadurch wertstabilen — Banknotenserien von Zeit zu Zeit kostenpflich-
tig in neue Banknoten umgetauscht werden miissen.

Es liegt auf der Hand, da3 unter diesen Bedingungen alle Bargeldbesitzer
stets bestrebt sind, ihr Bargeld entweder selbst kurzfristig auszugeben oder
es auf Banken oder Sparkassen zu deponieren, sodafl diese dann um die
Weitergabe oder den termingerechten Umtausch der Banknoten bemiiht
sein werden. Auf diese Weise kann trotz Geldwertstabilitit Dauerkonjunk-
tur und dadurch Dauervollbeschdiftigung erreicht und so ein entscheidender
Beitrag zur Erhaltung des sozialen Friedens geleistet werden.

Sehr zum Schaden nicht nur der Wirtschaft, sondern zum Schaden des ge-
samten Landes sind unsere Wihrungspolitiker bislang aber nicht bereit, die-
sen Vorschlag auch nur zu diskutieren, geschweige denn zu unterstiitzen.

Der einzige Weg, der zur Zeit zur Uberwindung des Auf und Ab der Kon-
junkturen eingeschlagen wird, besteht darin, die von der Notenbank in Um-
lauf gegebenen Geldmengen zwecks Vermeidung eines Zusammenbre-
chens der Konjunktur jeweils zu erhohen, das heifit aber praktisch einer
Inflation zu unterwerfen. Die Zunahme der Arbeitslosigkeit wird dadurch
zwar geddmpft, zugleich aber auch die Neigung, die Barmittel in Realwer-
ten, Aktien, festverzinslichen Papieren usw. anzulegen, verstiarkt und da-
durch den bestehenden Kapitalismus zu unterstiitzen.
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Fritz Penserot: Geldwertstabilitdt und Vollbeschaftigung

Diese inflationdre Geldmengenvermehrung ist jedoch nicht mit dem Vor-
schlag von Milton Friedman zu verwechseln, der zwar auch eine Geldmen-
genvermehrung vorschligt, in Hohe von etwa drei bis fiinf Prozent, jedoch
in jedem Falle nur soviel, wie es dem Wachstum der Wirtschaft entspricht,
aber keine eigentliche Inflation auslost.

Dieser Vorschlag ist fiir alle Kapitalisten unter den derzeitigen Umstén-
den ein geradezu idealer Hinweis dafiir, wie sie ihre Uberlegenheit im So-
zialen Organismus, praktisch also ihre Herrschaftsposition im Wirtschafts-
leben, aufrecht erhalten konnen, da auf diese Weise die Arbeitslosigkeit in
grolem MaBstab einigermallen abgeschwicht und moglichen radikalen
Umsturzbewegungen der Boden entzogen wird, zugleich aber die Politik
des Wachstums, die letztlich zur Unbewohnbarkeit der Erde fiihren muf3, bis
auf weiteres fortgesetzt werden konnte.

%

Konnen, ja diirfen wir einer solchen Wéihrungspolitik wirklich tatenlos zu-
sehen, ja sie gar noch unterstiitzen?

Oder sollten wir uns nicht doch endlich einmal dazu aufraffen, die Argu-
mente jener Wissenschaftler zu priifen, die schon vor Jahrzehnten darauf
hingewiesen haben, dal} das kapitalistische Wirtschafts- und Wdihrungssy-
stem infolge der Méngel seines Geldwesens zu einer Katastrophe fiihren
muf}, wenn unsere Politiker nicht baldigst die Konsequenzen aus den Er-
kenntnissen und Mahnungen jener Wissenschaftler ziehen, die den ent-
scheidenden Wihrungs- und Geldproblemen auf den Grund gegangen
sind?!

Um mit Walter Eucken zu sprechen: »Die Herstellung eines funktions-
fahigen Preissystems vollstindiger Konkurrenz ist schlechthin das »Wirt-
schaftsverfassungsrechtliche Grundprinzip.«

Doch genau dieses Grundprinzip einer freiheitlichen Wirtschafts- und Sozi-
al-Ordnung ist heute nicht erfiillt. So schreibt z.B. Dr. Rudolf Steiner nach
einem bereits 1922 gehaltenen Vortrage:

»Wenn wir nun das Geld verwenden als ein Aquivalent im reinen Tausch,
dann haben wir allerdings in dem Gelde gegeniiber den verderblichen Ge-
genstinden einen unreellen Konkurrenten, einen richtigen unreellen Kon-
kurrenten, weil das Geld unter gewohnlichen Verhiltnissen nicht zu verder-
ben scheint.« (Nationalokonomischer Kurs Seite 149)*
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»Es wird sich darum handeln, da} dasjenige, was man als Geld verwen-
det, als Geld am brauchbarsten sein wird, wenn es etwas ist, was zu sonst
nichts verbraucht wird als zum Tausch, zum Vermitteln. Das ist das Wesentli-
che, dal man es nur gebraucht zum Vermitteln, zum Tausch«. (Seite 148)*

»Just dasjenige, was Geld ist, das ist etwas, was merkwiirdigerweise im
volkswirtschaftlichen Leben, trotzdem es ganz in Aquivalenz steht mit den
anderen volkswirtschaftlichen Elementen, sich nicht abnutzt. . . . Wenn das
Geld in Aquivalenz steht mit den Giitern, mit den bearbeiteten Giitern, dann
miifite es sich abniitzen. Das Geld miifite genau so wie die anderen Giiter
sich abniitzen. Das heif3t, wenn wir nicht abniitzbares Geld im volkswirt-
schaftlichen Korper drinnen haben, dann verschaffen wir unter Umstinden
dem Geld einen Vorteil gegeniiber den abniitzbaren Giitern. . . (S. 139)*

»Und wenn man nun bedenkt, wie wenig jemand als einzelne Personlich-
keit zu tun braucht, wenn er heute in Geld 500 Franken hat, um das Doppelte
zu haben in 15 Jahren! Es geniigt, wenn er gar nichts tut, wenn er seine ge-
samte Arbeitskraft dem Sozialen Organismus entzieht und die anderen ar-
beiten 14Bt; dal er beleiht und die anderen arbeiten lGf3t. Wenn er mittler-
weile nicht selber fiir den Verbrauch sorgt: das Geld hat es nicht notig, sich
abzunutzen.«

»Dadurch wird aber sehr viel von dem, was dann empfunden wird als ei-
ne, sagen wir, soziale Unrichtigkeit, erst in den sozialen Korper hineinge-
bracht.« (Nat-Okon. Kurs S. 139)*

Und eben deshalb fordert Rudolf Steiner die »Einrichtung« des »altwer-
denden oder sich abniitzenden Geldes«, wobei dieses »sich abniitzende
Geld verschiedene Modalititen finden konne, wie diese Abniitzung gesche-
hen kann.« (S. 172)*

»In dem sich abniitzenden Geld haben wir die Parallelstromung zu den
sich abnutzenden Waren, Giitern, Werten, also Sachwerten« . . .

»Dadurch haben wir dem Gelde wiederum zuriickgegeben dasjenige, was
es doch nur sein kann: das dufsere Mittel fiir den Austausch.« . . .

»Es kann ja allerdings gerade dadurch, daB das Geld in gewissem Sinne
die Leistungen fdlscht, das eintreten, dal3 dann durch eine Art von Zwi-
schenhandel mit Geld eine Filschung der ganzen Wirtschaft eintreten kann.
Aber das ist dann eben eine Filschung, die moglich ist, wenn man dem Geld
nicht seinen wahren Charakter beilegt.* (S. 174/75)*

Und was die Modalitdiiten der Alterung des Geldes betrifft, dazu schreibt
Rudolf Steiner an anderer Stelle:

»Und damit nicht in Produktionsbetrieben arbeitendes Geld unter Umge-
hung der MafBnahmen der Wirtschaftsorganisation von Inhabern zuriickge-
halten werde, kann Umprdgung oder Neudruck von Zeit zu Zeit stattfinden.
Aus solchen Verhiltnissen heraus wird sich dann auch ergeben, dafl der
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Zinsbezug von einem Kapitale im Laufe der Jahre sich immer verringere.
Das Geld wird sich abniitzen wie die Ware. Doch wird eine solche vom Staa-
te zu treffende MaBBnahme gerecht sein. »Zins auf Zins< wird es nicht geben
konnen« (Die Kernpunkte der Sozialen Frage S. 134).

*

Bereits im Jahre 1911 schrieb Silvio Gesell in dem Buche »Die natiirliche
Wirtschaftsordnung durch Freiland und Freigeld.«:

»Das Gesetzmifige im Umlauf des heutigen (damals noch Goldgedeck-
ten) Geldes ist die Tatsache, da3 man, dank der Beschaffenheit des herkomm-
lichen Geldes, die Nachfrage (also das Angebot des Geldes) von einem Tage,
von einer Woche, ja sogar von einem Jahre zum andern verschieben kann, oh-
ne unmittelbare Verluste zu erleiden — wahrend das Angebot (das Angebot
der Waren) durchweg nicht um einen Tag zuriickgehalten werden kann, ohne
daf3 dem Besitzer Unkosten aller Arterwachsen.« (Seite 178)*

Und was Silvio Gesell damals fiir das Gold-gedeckte Geld gesagt hat, gilt
in genau der gleichen Weise fiir alles von den Zentralnotenbanken ausgege-
bene Geld, soweit dabei die Bedingung erfiillt wird, daf} die von ihnen in
Umlauf gegebenen Geldmengen stets unter Orientierung an einem be-
stimmten Lebenshaltungskosten-Index erfolgen, also stabil bleiben.

»Wir erreichen dies (so Silvio Gesell weiter),

1. indem wir das Geld vom Gold trennen und die Geldherstellung — gemif
der Quantitditstheorie des Geldes — nach den Bediirfnissen des Marktes
richten,;

2. indem wir das aus Papier verfertigte Geld so gestalten, daf} dieses unter
allen Umsténden gegen Waren angeboten wird und zwar selbst dann noch
angeboten wird, wenn der Kapitalzins, der Zins des Geldes sowohl wie
der Zins der Sachgiiter (Realkapitalien) fillt und verschwindet.* (Durch
eine entsprechende Umlaufsicherung des Geldes; gerade nicht also durch
Inflation.« (S. 195)*

»Deshalb fordere ich (so Gesell weiter) neben einer nur durch die reine
Papierwihrung ermoglichten Beherrschung der Geldmassen durch den
Staat eine vollkommene sachliche Trennung des Tauschmittels vom Spar-
mittel.« (S.197)*

»Das Angebot steht unter einem unmittelbaren, den Waren anhaftenden,
sachlichen Zwang; darum fordere ich einen gleichen Zwang fiir die Nach-
frage, damit bei den Verhandlungen um den Preis das Angebot nicht der
Nachfrage gegeniiber im Nachteil bleibe.« (S. 197)*

»Das alles erreicht man auf einfachste Weise durch den sachlichen, dem
Gelde anhaftenden Umlaufzwang des Tauschmittels, und es 146t sich nur
durch ihn erreichen.« (S. 198)*
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»Der stoffliche Umlaufzwang befreit den Geldumlauf von allen Hemmun-
gen . . . und erzeugt dadurch eine ebenso regelmdflige ununterbrochene
Nachfrage.«(S.198)*

»Der dem Gelde zugrunde liegende Gedanke verlangt also, da3 dem Ver-

kauf der Ware gegen Geld sofort der Kauf von Ware mit Geld folgt, damit

der Tausch vollendet werde.« (S. 200)*
»Nun hei3t es, dafl der Mann, der seine Erzeugnisse gegen Geld verkauft
hat und dieses nicht wieder durch den Kauf von Ware weiter gibt, bereit
ist, sein Geld zu verleihen, wenn ihm ein Zins geboten wird. Aber diese
Bedingung kann man nicht als rechtmifig gelten lassen. Bedingungslos
soll der Mann sein Geld verleihen, sonst muf} er gehalten werden, selber
Ware zu kaufen. . . . Wer Geld hat, hat ein Recht auf unmittelbaren Kauf
von Waren, mehr nicht. Ein Recht auf Zins widerspricht dem Gedanken
des Geldes, denn dieses Recht kime einer Besteuerung gleich. . . . Das
Recht auf Zins kime dem Rechte gleich, den Warenaustausch durch Fest-
halten des Geldes zu unterbrechen.«. . .(Seite 200)*

»Fiir den Staat ist das Geld reines Tauschmittel. «

»DAS ANGEBOT IST EINE VOM WILLEN DER WARENBESITZER
LOSGELOSTE SACHE; SO SOLL AUCH DIE NACHFRAGE EINE
VOM WILLEN DER GELDBESITZER BEFREITE SACHE SEIN. «
(S.241)*

»Wenn wir uns dazu verstehen konnen, die Vorrechte der Geldbesitzer zu
beseitigen und die Nachfrage dem gleichen Zwang zu unterwerfen, dem
das Angebot von Natur aus unterliegt, so 16sen wir alle Widerspriiche des
herkommlichen Geldwesens restlos auf und erreichen damit, da3 die
Nachfrage vollig unabhéngig von allen politischen, wirtschaftlichen oder
natiirlichen Ereignissen ganz regelmifBig auf dem Markte erscheint.«
(S.241)*

»So wird die Nachfrage unter allen denkbaren Verhdltnissen immer mit
der von den gegebenen Handelseinrichtungen gestatteten Umlaufsge-
schwindigkeit der vom Staate beherrschten Geldmassen iibereinstim-
men.« (S.241)*

»Alle Privatgeldvorrite 16sen sich durch den Umlaufszwang selbsttitig
auf. Die gesamte ausgegebene Geldmasse ist in ununterbrochenem,
gleichmifigem, schnellem Kreislauf. Niemand kann mehr dem Staate in
der Verwaltung des Geldes durch Ausgeben oder Zuriickhalten von Pri-
vatgeldbestinden >ins Handwerk pfuschen<. Der Staat selbst aber hat die
Aufgabe, die Nachfrage stets haarscharf dem Angebot anzupassen, wozu
das abwechselnde Einziehen oder Ausgeben geringfiigiger Geldmengen
geniigt.« (S.241)*
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*

In einer kritischen Wiirdigung der Erkenntnisse von Silvio Gesell iiber den
Zusammenhang von Geldwertstabilitit und Dauervollbeschiftigung
schreibt John Maynard Keynes in seinem Buche »The General Theory of
Employment, Interest and Money« im Jahre 1935 (deutsch 1936):
»Gesells besonderer Beitrag zur Theorie des Geldes und der Zinsen ist
wie folgt. Erstens unterscheidet er deutlich zwischen dem Zinsfu/3 und der
Grenzleistungsfihigkeit des Kapitals, und er legt dar, daf3 es der Zinsful}
ist, welcher der Wachstumsrate des Realkapitals eine Grenze setzt. Dann
hebt er hervor, daB der ZinsfuB} eine rein geldliche Erscheinung ist, und
daB3 die Eigentiimlichkeit des Geldes, von der die Bedeutung des Geld-
zinsfuB3es herriihrt, in der Tatsache liegt, da3 sein Besitz als Mittel, Reich-
tum aufzuspeichern, dem Besitzer unbedeutende Durchhaltekosten verur-
sacht, und daB die Formen von Reichtum, wie Vorrite von Waren, die
Durchhaltekosten bedingen, tatséchlich wegen des vom Gelde gesetzten
Standards einen Ertrag abwerfen. Er fiihrt die relative Stabilitdit des Zins-
fupes durch alle Zeiten als Beweis dafiir an, daf} er nicht von stofflichen
Merkmalen abhingen kann . . . sondern von konstanten psychologischen
Eigenschaften abhingt.« (Allgemeine Theorie S. 300-301)*

Obwohl nun Keynes schreibt, die Theorie Gesells habe einen grof3en Fehler,
weil ihm die Vorstellung der Vorliebe fiir Liquiditét entgangen sei, so akzep-
tiert er dennoch Gesells Feststellung, »daf3 die Vermehrung von Realkapital
durch den Geldzinsfuf3 aufgehalten werde«, und daf}, wenn dieses Hemmnis
beseitigt wiirde, die Vermehrung von Realkapital in der modernen Welt so
rasch sein wiirde, da3 ein Nullgeldzinsfuf3 wahrscheinlich . . . innerhalb ei-
ner verhiltnismaBig kurzen Zeit gerechtfertigt sein wiirde.

»Die Hauptnotwendigkeit ist somit eine Senkung des Zinsfufles, und dies .
. . kann dadurch erreicht werden, dafl man veranlaBt, dafs das Geld Durch-
haltekosten bedingt, genau wie andere Vorrite unproduktiver Giiter. Dies
fiihrte ihn zu dem beriihmten Vorschlag von >gestempeltem<« Geld, mit dem
sein Name hauptsédchlich in Zusammenhang gebracht wird, und der die Zu-
stimmung von Irving Fisher erhalten hat.« (S.301-302)*

»Der hinter dem gestempelten Geld liegende Gedanke ist gesund. Es istin
der Tat moglich, . . . ihn in bescheidenem Rahmen in der Wirklichkeit anzu-
wenden.« (S. 302)*

»Wir konnten somit tatsidchlich (und das wire nicht unerreichbar) solange
eine Kapitalvermehrung anstreben, bis dieses aufthort knapp zu sein, so daf
der funktionslose Investor firderhin keinen Bonus mehr erhalten wird; und
eine direkte »Steuer<, die es ermoglicht, die Intelligenz, die Entschluf3kraft
und das Durchsetzungsvermogen des Finanzmannes, des Unternehmers et
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hoc genus omne (die ihren Beruf gewif3 so gern haben, daf} ihre Leistungen
viel billiger als gegenwirtig erhiltlich wiren) zu einer angemessenen Ver-
gilitung in den Dienst des Gemeinwesens einzuspannen.« . . . (Allgemeine
Theorie S.317/318)*

Sollten wir uns also nicht, statt den Gedanken der dosierten Inflation weiter
zu verfolgen, zunichst einmal mit dem Gedanken einer Umlaufsicherung
des Geldes unter der Bedingung der Erhaltung der Geldwertstabilitdt im
Sinne von Silvio Gesell befassen? Denn nur dadurch kann das Gleichge-
wicht von Waren- und Leistungsproduktions-Angebot und der Nachfrage
danach mit dem dafiir aufgewandten Geld, den Einkommen, herbeigefiihrt
und so die bisherige Ubermacht des Kapitals (das nicht unter Angebots-
druck steht) iiberwunden werden.

Fritz Penserot

Anmerkung der Redaktion:

Der vorstehende Beitrag enthilt unter anderem eine ablehnende Stellung-
nahme des Verfassers zum Konzept der Stabilisierung der Konjunktur und
Herbeifiihrung der Vollbeschiftigung durch eine Politik der dosierten, ver-
stetigten Inflation, wie es von Eckhard Behrens in dieser Schriftenreihe,
insbesondere in den Heften 211, 212, 214 und 216 vertreten wurde. Es liegt
auf der Hand, daf} es sich dabei um eine zentrale Frage des Wirtschaftsle-
bens handelt, und es wire daher wiinschenswert, wenn die Problematik aus-
fiihrlich diskutiert und nach Méglichkeit geklédrt werden konnte.

Nachdem bei allen Beteiligten unstreitig ist, dal das Konzept des altern-
den Geldes (S. Gesell, R. Steiner) die gewiinschten Wirkungen auf Kon-
junktur und Beschiftigung — bei Geldwertstabilitit — hitte, stellen sich fol-
gende Fragen:

1. Kann Geldwertstabilitdt mit dem heutigen Geldwesen iiberhaupt er-

reicht werden?

2. Wer Geldwertstabilitdt mit dem heutigen Geldwesen fiir nicht erreich-
bar und deshalb die schwankenden Inflationsraten nicht fiir zuféllig
hilt, steht vor der Frage: kann beim heutigen Geldwesen eine dosierte
Inflationsrate mit einem festen (Mindest-) Satz verstetigt werden?

3. Wer die Frage 2 bejaht, muf} abwégen, ob eine verstetigte Inflationsra-
te, die von der Bundesbank offen und fiir jedermann erkennbar ange-
strebt und erreicht wird, besser ist, als die bisher iiblichen, vergebli-
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chen Bemiihungen um Geldwertstabilitit, die stets in schwankenden
Inflationsraten endeten.

4. Ist die dosierte Inflation, das heif3t eine Inflation mit festem Satz der
Geldentwertung, auflerdem ein geeignetes Mittel zur Erreichung von
Dauerkonjunktur und Vollbeschiftigung?

5. Wer die Fragen 3 und 4 bejaht, mufl abwégen: rechtfertigen die Vorteile
der Verstetigung der Inflationsrate und der Dauervollbeschiftigung es,
diesen wirtschaftspolitischen Weg als zweitbeste Losung, die aber
vielleicht friiher politisch durchsetzbar ist, neben dem alternden Geld
zu vertreten?

Beitrige, die sich auf einzelne oder alle diese Fragen beziehen, wiren der
Redaktion willkommen.
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Der Zins als Angelpunkt von Wirtschaft und Moral

Gedanken zu Otmar Issings Einwidnden gegen
eine zinslose Wirtschaft

Werner Onken

In einem Aufsatz »Der Zins und sein moralischer Schatten — Zur Rolle des
Zinses in der modernen Wirtschaft« ( Frankfurter Allgemeine Zeitung vom
20. November 1993 ) tritt Prof. Dr. Otmar Issing, Mitglied des Direktoriums
der Deutschen Bundesbank, der »Sehnsucht nach der zinslosen Wirtschaft«
entgegen, »die am Rande von Kirchentagen immer wieder ihre Anhénger
versammelt«. Die »pure Zinsfeindschaft« sei — so Issing — ein »mittelalterli-
ches Phidnomen« und sollte in »unserer so aufgeklirten Zeit« eigentlich
ldngst liberwunden sein. In der Auseinandersetzung um die Probleme der
Dritten Welt werde jedoch »6konomische Erkenntnis in einer Flut falsch
verstandener Ethik und Moral ertriankt«.

Tatsdchlich war das Zinsnehmen in der modernen Wirtschaft lange Zeit
eine Selbstverstindlichkeit, bis die internationale Schuldenkrise eine neue
Nachdenklichkeit erzeugte. Es wire schade, wenn die neue Sensibilitét fiir
die Problematik des Zinsnehmens durch wissenschaftliche Verdikte liber
das alte, lange Zeit verschiittete Wissen der groBen Religionen um die sozia-
le Sprengkraft des Zinsnehmens vorschnell wieder gedampft wiirde. Viel-
leicht konnte sich Issings Aufsatz aber auch als ein Anstofl erweisen, die
sich bislang unversohnlich gegeniiberstehenden Befiirworter und Gegner
des Zinsnehmens miteinander ins Gespréch zu bringen und beiderseits Ver-
stidndnis fiir differenziertere Sichtweisen zu wecken.

1. Das Zinsverbot im Judentum, Christentum und Islam

Im Ubergang von der Naturaltausch- zur Geldwirtschaft wurde auch das
Zinsnehmen zur alltidglichen Gewohnheit. Da parallel dazu auch Gegensit-
ze zwischen Armut und Reichtum aufbrachen, regten sich schon friihzeitig
Vorbehalte gegen den Gebrauch des Geldes und gegen das Zinsnehmen, das
als Wucher empfunden wurde. Wucher bedeutet etymologisch >jemandem
etwas aus dem Fleisch schneiden<. Die Menschen der damaligen Zeit ent-
wickelten ein feines Gespiir dafiir, daf sie sich durch das Zinsnehmen ge-
genseitig ausbeuteten, und zwar nicht nur materiell, sondern in dem Sinn,
dafB sie ihre individuelle Ganzheit von Korper, Seele und Geist und damit ih-
re Heiligkeit und Wiirde ebenso verletzten wie ihren Zusammenhalt im So-
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zialgefiige. Diese existentielle Erfahrung von Unheil, Ungerechtigkeit und
Unfrieden fand ihren Niederschlag in einer langen Kette von Warnungen
vor dem Zinsnehmen, die von Moses iiber die Propheten und Jesus bis zu
den christlichen Kirchenvétern und zu Mohammed reicht und die ihre Ent-
sprechung in der antiken Philosophie hat.

Diesen tieferen Sinn der jiidisch-christlich-muslimischen und aristoteli-
schen Kritik am Zinsnehmen ignoriert Otmar Issing. Er verweist nur darauf
— dies allerdings mit Recht — , dafl moralisches Verdammen und Verbieten
des Zinsnehmens keine geeigneten Mittel sein konnen, um wirtschaftliche
Aktivitdten >von auflen< bzw. >von oben« zu beeinflussen. Als historische
Beweise fiir die Unmoglichkeit einer zinslosen Wirtschaft fiihrt Issing die
Umgehung des mittelalterlichen Zinsverbots und das damit verbundene Un-
recht des Hasses auf die sog. jiidischen Wucherer sowie die Erfahrungen mit
dem Kommunismus an. Tatsédchlich machte es die Abschaffung der Privat-
wirtschaft notwendig, den Zins als Instrument zur Lenkung der Ersparnisse
in Investitionen durch eine Planungsbiirokratie zu ersetzen bzw. unter ande-
rem Namen als Planungsgro3e wieder einzufiihren. Und im Blick auf den
Nationalsozialismus fragt Issing: »Kommt es von ungefihr, dal auch die
andere totalitare Weltanschauung, die in diesem Jahrhundert ihre furchtbare
Spur hinterlassen hat, zum Zins grundsitzlich eine dhnlich feindselige Ein-
stellung vertreten hat 7«

Diese Frage suggeriert eine Affinitit der Zinskritik zu totalitdren Ideologi-
en, die es jedoch nicht gibt. Erstens waren Moses, die Propheten und Jesus
iiber jeden Verdacht totalitirer Neigungen erhaben. Und zweitens richtete
sich die NS-Parole von der »Brechung der Zinsknechtschaft« gar nicht gegen
die Macht des zinstragenden Geldes, sondern nur gegen jlidische und nicht
gegen arische Geldhindler; sie war ein aus antisemitischen Ressentiments
genihrter propagandistischer Schachzug, um von der eigentlichen Machtdes
zinstragenden Geldes abzulenken und die antikapitalistischen Sehnsiichte
der durch den ersten Weltkrieg und die grof3e Inflation entwurzelten unteren
und mittleren Schichten auf das Feindbild vom sog. >ewigen Juden« zu proji-
zieren. Diese NS-Demagogie war gleichsam eine moderne Fortsetzung des
Unrechts der mittelalterlichen Judenverfolgung. Sie war aber nicht etwa des-
halb ein Unrecht, weil der Wucher in Wirklichkeit gar nicht anstofig gewesen
wire, sondern weil Juden und Christen gleichermafien in die nicht an einzel-
ne Konfessionen gebundene strukturelle Siinde des Wuchers verstrickt wa-
ren — sei es, daB3 Christen Juden wirtschaftlich ausgrenzten und sie geradezu
in die undankbare Rolle der Geldhindler hineindriangten oder daf sie sich
auch selbst nicht an das kanonische Zinsverbot hielten. Es ist, nebenbei ge-
sagt, beschiamend, daf} sich nach 1945 weder die christlichen Kirchen noch
die Verfechter einer zinslosen Wirtschaft kritisch mit dieser nationalsoziali-
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stischen Perversion der uralten Zinskritik auseinandergesetzt haben. Dies
sollte nachgeholt werden, auch um einer erneuten Vermischung mitrechtsex-
tremen Ideologien vorzubeugen.

2. Issings Rechtfertigung des Zinsnehmens

In seinen praktischen Konsequenzen lief das mittelalterliche Zinsverbot sei-
nen urspriinglichen theologisch-philosophischen Intentionen zuwider. Es
erhohte namlich das Risiko der Kreditbeziehungen und fiihrte damit zu Zin-
sen, die noch viel hoher lagen, als es der tatsédchlichen Relation von Kredit-
nachfrage und -angebot entsprochen hitte. Diese unbestreitbare Kontrapro-
duktivitit des Zinsverbots nimmt Issing zum Anlal, das Zinsnehmen
kurzerhand vom »Stigma des moralischen Schattens« freizusprechen und in
Anlehnung an die Kapital- und Zinstheorien von Eugen von Bohm-Bawerk
und Gustav Cassel zu begriinden, warum es den Zins geben muf und welche
unverzichtbaren Funktionen er in der modernen Wirtschaft erfiillt.

Gemail diesen standardokonomischen Theorien ist der Zins eine Beloh-
nung fiir die Bereitschaft der Glaubiger, auf gegenwirtigen Konsum zu ver-
zichten und Teile ihres Vermogens an Schuldner zu verleihen, welche damit
indie Lage versetzt werden, in Produktionsgiiter zu investieren und Gewinne
zu erzielen. Der Konsumverzicht und der Vorteil der Produktivitit hitten ei-
nen Preis —den Zins, den die Schuldner vom Gewinn abzweigen. Der Zins ist
Issing zufolge ». . somit der Preis fiir vorgezogenes Verfiigungsrecht tiber
Giiter beziehungsweise die entsprechende Nutzung von Kapital. . . Er stellt
ganz allgemein die 6konomische Verbindung zwischen Gegenwart und Zu-
kunfther.«

Abgesehen davon, daf Investitionen nicht wie selbstverstindlich nur zu
Gewinnen, sondern auch zu Verlusten fiihren kénnen, geht es in der moder-
nen Wirtschaft um Kreditbeziehungen in Gré3enordnungen, bei denen man
schwerlich noch von Konsumverzicht sprechen kann. Zwischen Glaubigern
und Schuldnern werden Millionenbetrige hin- und herbewegt, die man
groftenteils nicht mehr konsumieren, sondern nur noch reinvestieren kann.
Und wenn es den unterstellten Kausalzusammenhang zwischen Zins und
Produktivitit gibe, miiten beide gleichzeitig steigen oder fallen.

Zwar raumt [ssing einerseits ein, daf} ». . in der modernen Wirtschaft Kre-
dit fast nur noch in Geldform gewihrt wird.« Andererseits hebt er jedoch
ganz besonders hervor, daf} ». . Kredit und Zins auch schon in der naturalen
Tauschwirtschaft vorkommen; beide Phdnomene sind also nicht an das Vor-
handensein von Geld gebunden. . . Die Kreditvergabe in Geldform verbirgt
den Kern des Zinses als Erscheinung der realen Wirtschaft.« Damit soll of-
fenbar der Eindruck erweckt werden, daf} der Zins nichts mit dem Geld zu
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tun habe. Als vermeintlich zeitloses und systemunabhéngiges Phidnomen
wird er so gegen jegliche Kritik abgeschirmt. Und tatsédchlich bezieht sich
Issing in diesem Zusammenhang auch auf die klassische und neoklassische
Theorie, die das Geld blof als einen »Schleier« ansieht, der zwar tiber der
Wirtschaft liege, aber keinerlei Einflu3 auf das reale Geschehen habe.

3. Der Zins als widerspriichliche Mischung aus unersetzlichem
Lenkungsinstrument und okonomisch-okologisch-
moralischem Schatten

Issings Argumentation ist teilweise zutreffend — und zwar insofern, als es
ganz >natiirlich«<ist, dal sowohl in Natural — als auch in arbeitsteiligen Geld-
wirtschaften Kreditangebot und -nachfrage entstehen, die liber einen Zins,
der das Risiko des Verleihens und die Kosten der Vermittlung abdeckt, zu ei-
nem selbsttitigen dezentralen Ausgleich streben. Wenn man die fragwiirdi-
ge Rechtfertigung des Zinses als Konsumverzichtspramie beiseite 146t,
bleibt es unbestritten, die durch keine Biirokratie zu ersetzende Aufgabe des
Zinses, die Knappheit von Kapital bzw. seinen UberfluB anzuzeigen und
iiber seine freien Schwankungen die Ersparnisse in geeignete Investitionen
zu lenken, m.a.W. Kreditangebot und -nachfrage zum Ausgleich zu bringen.

Die Charakterisierung von Geld und Zins als »Schleier« und als »realwirt-
schaftliches Phidnomen« verschleiern jedoch im buchstidblichen Sinn, daf
Geld mehr ist als ein bloBer Schleier und dafl der Zins neben der Risikopri-
mie und der Vermittlungsgebiihr in der modernen Wirtschaft noch einen be-
sonderen, allein monetir bedingten Bestandteil enthélt: den »Urzins« (Ge-
sell) bzw. die »Liquidititsverzichtspramie« ( Keynes ). Dieser der
Naturaltauschwirtschaft fremde und nicht realwirtschaftlich erklédrbare Teil
des Zinses ist eine Folge der strukturellen Macht des Geldes; sie beruht zum
einen auf seiner potentiellen Hortbarkeit und zum anderen auf seiner Son-
derstellung als »Joker auf den Mirkten« (Suhr) und gestattet es den Besit-
zern von Geldiiberschiissen, fiir deren Weitergabe in den Wirtschaftskreis-
lauf zusitzlich zur Risikoprdmie und zur Gebiihr fiir die Dienstleistung der
Bank eine besondere Liquiditétsverzichtspramie bzw. den Urzins zu erhe-
ben.

Mit diesem Urzins bzw. der Liquidititsverzichtspramie kommt ein
Machtfaktor in die Wirtschaft, der gegen das Leistungsprinzip verstoft und
die Einkommen aus selbstidndiger und unselbstindiger Arbeit zugunsten
miiheloser Besitzeinkommen schmailert. Er behindert den Ausgleich von
Kreditangebot und -nachfrage und bringt nicht nur die Kredit-, sondern
letztlich auch die damit vernetzten Tauschbeziehungen dauerhaft aus dem
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Gleichgewicht. Aufgrund seiner strukturellen Macht ist das Geld entgegen
den klassisch-neoklassischen Theorien nicht nur ein bloer Schleier tiber
den Mirkten, sondern auch ein Fremdkorper, der in die Marktprozesse ein-
dringt und sie nach Mafigabe seiner Sonderinteressen fremdbestimmt:

® Der um den Urzins bzw. die Liquiditdtsverzichtspramie permanent iiber-
hohte Zins bewirkt eine standige Umverteilung der Einkommen und Vermo-
gen von der Arbeit zum Besitz, von den Armeren zu den Reicheren - sowohl
innerhalb der einzelnen Volkswirtschaften als auch in der gesamten Welt-
wirtschaft. Uber die auf den einzelnen Produktionsstufen von der Rohstoff-
gewinnung bis zur Endfertigung und im Handel in die Preise einkalkulierten
Zinsen zahlen rund 80% der Bevolkerung wesentlich mehr Zinsen als sie als
Besitzer von Sparbiichern und Wertpapieren bekommen. Bei rund 10% ist
der Saldo der Zinsertrdge und Zinslasten geringfiigig positiv. Und in den
Hinden der letzten 10% konzentrieren sich die Vermogen der Reichen und
Superreichen, die durch den Zins und Zinseszins immer noch gro3er werden
(Creutz). Diese leistungswidrige Primirverteilung 148t sich erfahrungs-
gemél nicht durch eine staatsinterventionistische Sekundirverteilung kor-
rigieren.

® Im Produktionsbereich setzen die einen iiberhthten Zins enthaltenden
Preise falsche Signale fiir die Entscheidungen iiber die Ziele unternehmeri-
schen Handelns. Das Ziel der Verzinsung von Eigen- und Fremdkapital do-
miniert eindeutig gegeniiber dem Sachziel der Deckung des menschlichen
Bedarfs (Heinen, Kosiol). Das Wirtschaftlichkeitsprinzip, das beim Natu-
raltausch gilt und auch bei einem tatsichlich neutralen Geldschleier gelten
wiirde, tritt hinter das Rentabilititsprinzip zuriick. Obwohl zum Beispiel bei
der Produktion von Verschlei3giitern menschliche Arbeit und natiirliche
Ressourcen verschwendet werden, findet sie statt, weil sie mehr rentable
Anlagemoglichkeiten bietet als die wirtschaftlichere Herstellung langlebi-
ger und reparabler Giiter. Wahrend zum Beispiel Agrobusiness, Atomwirt-
schaft und Riistungsproduktion rentabel sind, konnten eine naturgemaifBere
Landwirtschaft und umweltfreundlichere Technologien der Energiegewin-
nung bei niedrigerem Zinsniveau wirtschaftlich sein.

® SchlieBlich verursacht das mit dem Urzins bzw. der Liquidititsverzichts-
pramie behaftete Geld nicht nur eine qualitative, sondern auch eine quanti-
tative Fehlsteuerung der Produktion. Durch den Zins und Zinseszins ver-
mehren sich die Geldvermogen exponentiell und verselbstindigen sich
gegeniiber der Realwirtschaft. Wie ein Tumor tiberwuchern sie den Markt-
organismus und zwingen ihn, mittels immer neuer technologischer Innova-
tionsschiibe unter Mi3achtung 6kologischer Grenzen mitzuwachsen, damit

46 Fragen der Freiheit, Heft 226 (1994)


Ulrike
Schreibmaschinentext
Fragen der Freiheit, Heft 226 (1994)

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
Werner Onken: Der Zins als Angelpunkt von Wirtschaft und Moral


Werner Onken: Der Zins als Angelpunkt von Wirtschaft und Moral

sich die Kluft zwischen Geld- und Realwirtschaft nicht zu einem Kollaps
ausweitet.

Aufgrund seiner Hortbarkeit und seines Liquiditdtsvorteils vermag das
Geld die Teile der arbeitsteiligen Wirtschaft nicht optimal zu integrieren. Da
es den Mirkten nicht nur dient, sondern sich auch selbst >angemessen< von
ihnen bedienen 14Bt, konnen Produktion und Zirkulation weder mikro-,
noch makrodkonomisch in ein stabiles Gleichgewicht gelangen. Der Urzins
bzw. die Liquidititsverzichtsprimie beeintridchtigen die Allokationsfunkti-
on des Zinses so sehr, daf} iiberall im Marktorganismus falsche, den Markt
kapitalistisch deformierende Strukturen entstehen, die sich auch im Gesell-
schafts-, Wettbewerbs-, Haftungs- und Steuerrecht verhirten.

Einerseits haben Geld und Zins der Menschheit einen Aufstieg aus einer
>grauen Vorzeit< zum Licht von Wohlstand und Kulturentfaltung ermoglicht
— andererseits werfen beide einen 6konomisch-6kologischen Schatten auf
die Wirtschaft, der auch ihren fritheren, zeitweise verdringten moralischen
Schatten wieder sichtbar macht.

4. Jenseits von Zinsverbot und Zinsiiberhohung

Die Diskussion um das Fiir und Wider des Zinses ist deshalb so schwierig,
weil beide Seiten pauschal liber >den Zins«< urteilen — die Standardokonomie
betont seine positive Seite und ignoriert seine Schattenseiten, wihrend
Zinsgegner hiufig die Schattenseiten so sehr hervorheben, daB3 sie seine Be-
deutung als Knappheitspreis und als Instrument der dezentralen Lenkung
von Ersparnissen in Investitionen aus dem Blick verlieren. Die verhirteten
Fronten zwischen Befiirwortern und Gegnern des Zinses lassen sich jedoch
auflockern, wenn man zwischen seinen gegensitzlichen Bestandteilen dif-
ferenziert: notwendig und marktkonform sind die Risikoprdmie und die
Bankgebiihr fiir Einlagenverwaltung und Kreditvermittlung — marktwidrig
und darum entbehrlich sind der Urzins bzw. die Liquiditétsverzichtspramie
und der Inflationsausgleich.

Diese Differenzierung fiihrt zu der Frage: Wie 146t sich der gordische
Zinsknoten auflosen und wie kann man den 6konomisch-okologisch-mora-
lischen Schatten des Zinses iiberwinden, ohne auf den Zins als wirtschaftli-
ches Steuerungsinstrument zu verzichten? Ein Weg zum allméhlichen Ab-
bau von Urzins bzw. Liquidititsverzichtspramie und Inflationsausgleich
konnte sich eroffnen, wenn das Geld nach den Vorschldgen Gesells (die
Keynes fiir »im Kern gesund« hielt) mit kiinstlichen Durchhaltekosten bela-
stet wird, die seine Hortung unattraktiv machen und seinen Liquiditétsvor-
teil neutralisieren. Damit schwindet die strukturelle Macht des Geldes, den
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Urzins bzw. die Liquiditatsverzichtspramie zu erheben, und es mufl dem
Markt auch ohne diesen Tribut dienen. Infolge seiner verstetigten Umlauf-
geschwindigkeit 146t sich dann die Menge des Geldes direkt steuern anstatt
wie bisher indirekt durch zinspolitische MaBBnahmen. Eine exakte Anpas-
sung der Geldmenge an das Giitervolumen fiihrt zu einer absoluten Kauf-
kraftstabilitit, so dal auch der Inflationsausgleich im Zins wegfillt. Der
Marktzins sinkt allméhlich und pendelt sich auf eine um die Bankmarge und
die Risikopramie von Null abweichende Gleichgewichtslage ein, die sich je
nach der Fristigkeit der Ausleihungen auffiachert.

Ein mit kiinstlichen Durchhaltekosten behaftetes Geld wird ein vertei-
lungs-, produktions- und wachstumsneutraler Informationsdienst des
Marktes. Es sorgt dafiir, daf die Produktion wirklich vom menschlichen Be-
darf gesteuert wird und auch ihren Absatz findet. Dadurch entstehen Exi-
stenzsicherheit und zwischenmenschliches Vertrauen — gerade auch das Ge-
ben, Nehmen und Zuriickzahlen von Krediten wird entsprechend der
eigentlichen Bedeutung des Wortes Kredit zu einer von Machtaspekten frei-
en Angelegenheit des gegenseitigen Vertrauens. Obendrein bleibt der Zins
nicht nur als ein Instrument der dezentralen Lenkung von Kapitalstromen
erhalten; ohne seinen bisherigen Schatten kann er seine Allokationsfunkti-
on sogar noch besser erfiillen.

5. Geldordnungspolitik anstelle von staatlichen Eingriffen in einen
vermachteten Markt

Issing weist moralisch-ethisch motivierte Staatseingriffe in den Markt
zurlick, besonders ». . Versuche, den Zins durch staatliche Anordnung
kiinstlich unter das im Markt bestimmte Niveau zu senken«. Als Beispiel fiir
solche Interventionen distanziert er sich von dem, was Keynes im letzten
Kapitel seiner »Allgemeinen Theorie« in Anlehnung an Gesell iiber den
»sanften Tod des Rentners« ausgefiihrt hat.

Die Vorbehalte gegeniiber staatlichen Eingriffen in das Marktgeschehen
sind vollauf berechtigt. Staatliches Regulieren von Lohnen und Preisen erwies
sich noch immer als ineffizient und entsprang allzu oft einer als gemeinniitzig
ummintelten Politik der Gruppeninteressen. Auch Zinsen diirfen nicht admi-
nistrativ bestimmt werden — weder von moralisch agierenden Gesetzgebern
noch von Notenbanken. Vielmehr miissen sie sich—wie es auch Issing verlangt
—am Markt bilden, aber nicht auf einem durch die strukturelle Macht des Gel-
deskapitalistisch verzerrten Markt, sondern auf einem von jeglichen Privilegi-
en wirklich freien Markt. Ersteinin eine rechtliche Rahmenordnung eingebet-
teter, Macht zerstreuender Markt bekommt jene Eigenschaften, die Issing an
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anderer Stelle zu Unrecht schon dem bestehenden vermachteten Markt zu-
schreibt: die allgemeine Gleichheit der Wettbewerbschancen, die »Farben-
blindheit« gegeniiber religiosen und rassischen Minderheiten und der Schutz
von Minderheiten vor wirtschaftlichen Benachteiligungen.

Politik und Moral gehen in die Irre, wenn sie ein »vermeintlich eklatantes
Marktversagen« durch staatliche Interventionen korrigieren wollen. Darin
ist Issing zuzustimmen, denn die Folgen solcher Eingriffe machen sie als
Staatsversagen sichtbar. Was Neoklassiker gar nicht als Versagen erkennen
und was Verfechter staatlicher Interventionen bei vordergriindiger Betrach-
tung fiir ein »Marktversagen« halten, ist in Wirklichkeit Ausdruck eines
Geldversagens, welches Gesell und Keynes nicht — wie Issing filschlicher-
weise unterstellt — mit staatlichen Interventionen beheben wollten, sondern
mit einer Geldordnungspolitik, die den Markt in einen Rechtsrahmen ein-
bindet und ihn zugleich befreit. Gesell und Keynes wollten den Zins nicht
‘von aullen’ unter sein von Marktkriften bestimmtes Niveau driicken; viel-
mehr ging es ihnen um eine Rahmenordnung der Marktwirtschaft, in der der
Zins selbsttitig sinkt und sich frei beweglich im Gleichgewicht stabilisiert.

6. Synthese von Rationalprinzip und Moral

Issing belidBit es bei der Verbannung der Moral aus der Wirtschaft, weil sie
der Rationalitit der Marktprozesse widerspreche. Aber ist die Wirtschaft
ein moralfreier Raum? Und erweist sich die vermeintliche Rationalitét
des kapitalistisch verfalschten Marktes bei naherem Hinsehen nicht oft als
geradezu irrational und unverniinftig wie zum Beispiel die Wegrationali-
sierung vieler Arbeitsplitze und die Zerstorung natiirlicher Lebensgrund-
lagen? Was ist rational an vier Millionen Arbeitslosen und an der Genma-
nipulation oder an der sog. Endlagerung radioaktiver Abfille der
Atomwirtschaft?

Solange die strukturelle Macht des Geldes den einzelwirtschaftlichen
Entscheidungen marktwidrige Sachzwinge auferlegt und sie an Rentabi-
litdts- statt an Wirtschaftlichkeitskriterien ausrichtet, kann die »unsichtbare
Hand« (Smith) sie nicht zum Wohl des Ganzen aufeinander abstimmen.
Den Einzelnen bleibt kaum eine andere Wahl, als jener Macht zu folgen, die
>stets das Gute will und doch das Bose schafft«. An dieser »falsch verstande-
nen Rationalitit« vermag eine von auflen als Appell oder als Gesetz aufge-
zwungene »falsch verstandene Moral« nichts zu dndern. Wird demgegenii-
ber der geldordnungspolitische Rahmen des Marktes so umgestaltet, daf
die Zinsdynamik nurmehr um die Bankmarge und die Risiokoprdmie pen-
delt, bekommt ein von innen geleitetes moralisches Handeln die Chance,
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zugleich auch wirtschaftlich und damit wettbewerbsfihig zu werden. In den
selbstverantwortlichen Entscheidungen der Einzelnen gehen dann Rationa-
litat und Moral flieBend ineinander iiber und kommen zum selbsttitigen
Ausgleich. Rationales Handeln in der Wirtschaft entspricht den Kriterien
der Moral, und umgekehrt kann ein unmoralisches Verhalten dann nicht
mehr wirtschaftlich vorteilhaft sein.

Im Anschluf3 an Keynes hatten Dillard und Harrod begonnen, diesen Denk-
ansatz von Gesell in die 6konomische Diskussion einzufiihren. Die meisten
Fachwissenschaftler nahmen jedoch davon keine Notiz oder gingen ohne
nihere Auseinandersetzung wie Schumpeter, Hansen oder Bombach mit ver-
dchtlichen Bemerkungen dariiber hinweg. Die Fiahigkeit zur Einsicht in die
Bruchstellen der vorherrschenden okonomischen Theorien und das Ver-
stidndnis fiir eine unorthodoxe Sichtweise haben offenbar nicht nur mit dem
Intellekt und der Logik zu tun. Unterschwellig wirkt auch der Zeitgeist mit.
Gerade in der Einstellung zu Geld und Zins driicken sich auch die jeweiligen
Geisteshaltungen der verschiedenen Zeitalter aus.

Das »finstere< Mittelalter stand im Zeichen einer unmiindigen, ohnméchti-
gen Gotteskindschaft des Menschen und hielt die im Geld und Zins schlum-
mernde Dynamik dngstlich unter Verschluf3. Und die »aufgeklirte< Neuzeit,
in der der Mensch zum anderen Extrem der Hybris und Allmacht tendierte,
befreite den »Geist des modernen Kapitalismus« (M. Weber) aus der Flasche
und entfesselte die exponentielle Selbstvermehrung der Geldvermogen
durch Zins und Zinseszins und ein schrankenloses Wirtschaftswachstum.
Mithin setzt das Verstédndnis fiir die Vorstellung eines um Bankmarge und Ri-
sikopramie schwankenden Zinsniveaus nicht nur theoretische Erkenntnis
voraus, sondern auch die Bereitschaft, eine sowohl nachmittelalterliche als
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Zeitgeschehen

Grundgesetzinderung durch
»Paket-Abstimmung«?
Verfassungsreform — so nicht!

Rolf Schniedermann

Dieser Beitrag soll sich nicht mit den zahl-
reichen Anderungs- und Erginzungsvor-
schligen zum Grundgesetz befassen, die
in der Offentlichkeit diskutiert und die
auch in den Gesetzentwiirfen der SPD
(vom 1. 12. 1993, Drs. 12/6323), des
Biindnis 90/Die Griinen (vom 27.1.1994,
Drs. 12/6686) und der PDS/Linke Liste
(vom 12. 1. 1994, Drs. 12/6570) aufge-
fiithrt werden. Diese verschiedenen Vor-
schldge werden weiter beraten, aber im
Ergebnis sicher so nicht verabschiedet
werden.

Entscheidend fiir die Beratung der jetzt
anstehenden Verfassungsreform sind der
»Bericht der Gemeinsamen Verfassungs-
kommission von Bundestag und Bundes-
rat« (vom 5. 11. 1993, Drs. 12/6000), der
damit inhaltlich iibereinstimmende Ge-
setzentwurf des Bundesrates (vom 17. 12.
1993, BR-Drs. 886/93) und der damit
ibereinstimmende Gesetzentwurf der
Fraktionen der CDU/CSU, SPD und
ED.P.(vom 20. 1. 1994, Drs. 12/6633).

Diese formale Ubereinstimmung zwi-
schen dem einstimmigen Votum des Bun-
desrates und der gemeinsamen Einbrin-
gung des Gesetzentwurfs durch die
Fraktionen von CDU/CSU, SPD und
F.D.P. 1463t befiirchten, da3 moglicherwei-
se versucht wird, die Verfassungsénderun-
gen durch eine »Paket-Abstimmung« zu
realisieren.

Der rheinlandpfilzische Justizminister
Peter Caesar (E.D.P.) hat schon im De-
zember 1993 Bestrebungen kritisiert, iiber

die Anderungsvorschlige nicht als Paket,
sondern einzeln abzustimmen. »Wer ein-
zelne Teile herausbricht, gefihrdet das
ganze Projekt der Verfassungsreforme.

Im Interesse der Sache ist zu hoffen,
daB die Fraktionen sich nicht zu einer »Pa-
ket-Abstimmung« bereit erklédren.

Die Vorschlédge, dal man zur Durchset-
zung der »Gleichberechtigung von Frauen
und Ménnern«, zur »Sicherung der natiirli-
chen Lebensgrundlagen fiir die kiinftigen
Generationen« und zur »Achtung der
Identitit der ethnischen, kulturellen und
sprachlichen Minderheiten« zusitzliche
Festlegungen im Grundgesetz fest-
schreibt, sollten realisiert werden. Uber
weitere Ergidnzungen der Grundrechte und
tiber die Stiarkung der politischen Rechte
der Biirger wird die Diskussion weiterge-
hen.

Bedeutsam ist aber, da} nur die Verfas-
sungsdnderungen beschlossen werden,
die nicht auf Dauer Probleme schaffen,
die kaum noch korrigierbar wiren.

Entscheidend am »Bericht der Gemein-
samen Verfassungskommission« und den
»Gesetzentwiirfen« sind die vorgeschla-
genen Anderungen, die das Gesetzge-
bungsrecht des Bundes erheblich ein-
schrinken wiirden.

Statt klare Kompetenzabgrenzungen zu
schaffen, wurde die Rahmengesetzge-
bung des Bundes fiir die »allgemeinen
Grundsitze des Hochschulwesens« auf
die Fragen »Zulassung zum Studium, die
Studiengénge, die Priifungen, die Hoch-
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schulgrade, das wissenschaftliche und
kiinstlerische Personal« beschrinkt.

Dies wiirde dazu fiihren, dal das seit
1976 bestehende Hochschulrahmengesetz
des Bundes keine Grundlage mehr hitte
und das Mindestmall an Einheitlichkeit
zwischen der Hochschulpolitik der 16
Bundeslidnder beseitigt wiirde. Im zusam-
menwachsenden Europa wire allein schon
diese »Verprovinzialisierung« des Hoch-
schulrechts eine Katastrophe.

Dariiber hinaus werden Anderungen bei
der konkurrierenden Gesetzgebung vorge-
schlagen, die in allen Politikbereichen —
nicht nur in der Bildungs- und Wissen-
schaftspolitik — eine uniibersichtliche
Rechtszersplitterung zur Folge haben wiir-
den.

Beispielsweise wiirde eine Rechtsver-
ordnung des Bundes eine Gesetzgebung
der Linder im gleichen Sachbereich nicht
mehr ausschlieBen (Entwurf Art. 72 Abs. 1
GQG).

Damit wire die bundeseinheitliche Re-
gelung der Ausbildungsordnungen in der
beruflichen Bildung ebenso wie auch die
Sperrwirkung anderer Rechtsverordnun-
gen gefihrdet.

Die vorgeschlagene Neufassung der
sog. »Bediirfnisklausel« in Art. 72 Abs. 2
GG konnte dazu fiihren, daf die Gesetzge-
bungsmoglichkeiten des Bundes auch dort
eingeschrinkt werden, wo heute noch eine
klare Kompetenz besteht.

Bedeutsam ist deshalb, daf3 die vorge-
schlagenen Einschrinkungen und Er-
schwerungen des allgemeinen Gesetzge-
bungsrechts des Bundes (Art. 72 Abs. 1,
Art. 72 Abs. 2 und Folgednderungen Art.
93 Abs. 1 Nr. 2 a, Art. 125 a) und der
Rahmengesetzgebungskompetenz fiir
das Hochschulrecht (Art. 75 Abs. 1 a)
vom Deutschen Bundestag abgelehnt
werden.

Die Ablehnung dieser Einschrinkungen
und Verwischungen der Gesetzgebungszu-
standigkeit ist wichtiger als andere Fragen
der Verfassungsreform.

Man muf} sich sowieso dariiber wun-
dern, daB die Anderungsvorschlige zur
Gesetzgebung nicht nur von den 48 Mit-
gliedern des Bundesrates, sondern auch
von der Mehrheit der 48 Mitglieder des
Bundestages in der Verfassungskommissi-
on akzeptiert worden sind.

Die Verwunderung wird noch groBer,
wenn man weill, dal die Parteien von
CDU, SPD und F.D.P. in inhaltlich iiber-
einstimmenden Beschliissen ihrer
Bundesparteitage deutlich gemacht haben,
dal sie im Rahmen der »Verfassungsre-
form« Anderungen der Zustindigkeitsver-
teilung ablehnen.

Die SPD will »weiter dafiir wirken, daf}
gesamtstaatliche Verantwortung in der
Bildung erhalten und gestéirkt wird« und
ist »gegen bildungspolitischen Partikula-
rismus«  (Bundesparteitag ~ Dortmund
1976).

Die F.D.P. will »keine neue Kleinstaate-
rei« und spricht sich dafiir aus, »die beste-
hende Verteilung der Gesetzgebungskom-
petenzen zwischen Bund und Lindern
beizubehalten« (Bundesparteitag Bremen,
2./3.10.1992).

Die CDU macht es besonders deutlich:
In einem einstimmigen Bundesparteitags-
beschlu wird »eine Anderung der verfas-
sungsrechtlichen =~ Kompetenzverteilung
abgelehnt« (3. Parteitag Diisseldorf, 26.-
28. 10. 1992). Die »rahmenrechtlichen
Kompetenzen des Bundes und die bundes-
einheitliche Geltung der beruflichen Aus-
bildungsordnungen« sollen »nicht zur
Disposition stehen« (4. Bundesparteitag,
12.-14.9. 1993 in Berlin).

Angesichts dieser eindeutigen Bundes-
parteitagsbeschliisse, bei denen der ein-
stimmige Beschlu der CDU besonders
angesprochen ist, fragt man sich, wo die
»Helden der Verfassungskommission« ei-
gentlich gewesen sind, als ihre Parteien so
entschieden.

Richtig ist, daf auch eine Reihe von Ab-
geordneten in der Verfassungskommission
fiir den Erhalt der Gesetzgebungskompe-
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tenzen des Bundes eingetreten sind. Dies
ist anzuerkennen.

Entscheidend ist jetzt aber, daf3 die Ab-
geordneten von CDU, SPD und ED.P. —
entsprechend ihren Bundesparteitagsbe-
schliissen — die angesprochenen Ande-
rungsvorschldge der Verfassungskommis-
sion und der Gesetzentwiirfe des

Bundesrates und der Fraktionen von
CDU/CSU, SPD und E.D.P. ablehnen.

Dies wire ein wichtiger Beitrag zur Er-
haltung des Grundgesetzes, das heute fiir
ganz Deutschland gilt. Es kann geéndert
und fortgeschrieben werden, aber man
darf es nicht einfach in den Grundstruktu-
ren in Frage stellen.

Die Mitwirkenden dieses Heftes:

Helmut Creutz

Monheimsallee 99, 52062 Aachen

Jobstvon Heynitz

Ludwig-Thoma-Strafle 10, 81245 Miinchen

Josef Hiiwe

Riemeisterstralle 15, 14169 Berlin

Fritz Penserot
Dhaunerstrafle 182, 55606 Kirn

Werner Onken
Steenkamp 7,26316 Varel

Rolf Schniedermann

Bundesministerium fiir Bildung und Wissenschaft, 53170 Bonn

Heinz-Hartmut Vogel

RoBauchtert 6, 73087 Boll-Eckwilden
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Buchbesprechungen

Donella und Dennis Meadows, Jgrgen Randers:
Die neuen Grenzen des Wachstums

Aus dem Amerikanischen von Hans-Dieter Heck.
Deutsche Verlagsanstalt Stuttgart 1992. 319 Seiten

Im Jahre 1972 erschien von denselben

Autoren das Buch »Die Grenzen des

Wachstums«, das Ergebnis einer zwei-

jahrigen Forschungsarbeit im Auftrage

des Club of Rome. Es wirkte sensationell
und hat die Debatte iiber die Zukunft der

Menschheit stark angeregt. Bei dem Fol-

gewerk »Die neuen Grenzen des Wachs-

tums« handelt es sich keineswegs um eine
bloBe Aktualisierung des Vorgingers. Es
galt zu beriicksichtigen, daf3 die Mensch-
heit durch das Weiterwirken des Wachs-
tumstrends inzwischen in eine vollig neue

Lage auch im Verhiltnis zu ihren Grenzen

gelangt ist. Zwar sind die alten »Grenzen

des Wachstums« noch immer giiltig, sie
werden aber jetzt im Zuge brisanter Hoch-
rechnungen einer Systemanalyse auf der

Basis aktuellster Daten entschiedener for-

muliert:

»1. Die Nutzung vieler natiirlicher Res-
sourcen und die Freisetzung schlecht
abbaubarer Schadstoffe haben bereits
die Grenzen des physikalisch auf ldn-
gere Zeit Moglichen iiberschritten.
Wenn der Einsatz dieser Materialien
und die Energiefliisse nicht entschei-
dend gesenkt werden, kommt es in
den néchsten Jahrzehnten zu einem
nicht mehr kontrollierbaren Riick-
gang der Nahrungsmittelerzeugung,
der Energieverfiigbarkeit und der In-
dustrieproduktion.

2. Das ist aber vermeidbar, wenn zwei
grundsitzliche Anderungen erfolgen:
Die politischen Praktiken und Hand-

lungsweisen, die den Anstieg des
Verbrauchs und der Bevolkerungs-
zahlen begiinstigen, miissen umfas-
send revidiert werden; daneben sind
die Wirkungsgrade des Energieein-
satzes und der Nutzeffekt materieller
Ressourcen drastisch anzuheben.

3. Eine dauerhaft existenzfihige Gesell-

schaft ist technisch und wirtschaftlich
noch immer moglich. Sie konnte le-
benswertere Perspektiven haben als
eine Gesellschaft, die ihre Probleme
durch konstante Expansion zu 16sen
versucht. Der Ubergang zu einer dau-
erhaft existenzfihigen Gesellschaft
erfordert den sorgfiltigen Ausgleich
zwischen langfristigen und kurzfristi-
gen Zielvorstellungen; der Nachdruck
mul} auf ausreichende Versorgung,
gerechte Verteilung und Lebensqua-
litdt und weniger auf Produktionsaus-
stof3 gelegt werden.
Dazu ist mehr erforderlich als nur
Produktivitit und Technologie; ge-
fragt sind Reife, partnerschaftliches
Teilen und Weisheit.«

Diese Einsichten und Schluf(folgerungen

sind das Ergebnis zweijdhriger Bemiihun-

gen eines Forscherteams, das dabei als

Forschungsinstrument das formale ma-

thematische Computermodell »World 3«

geschaffen hat. In drei von acht Kapiteln

werden insgesamt 14 Computerldufe mit
unterschiedlichen Annahmen - simulierte

Zeitverlaufe vom Jahr 1900 bis zum Jahr

2100 — abgebildet und beschrieben. Eini-
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ge SchliisselgroBen sind jeweils als grafi-
sche Kurven ausgedruckt, so die Hauptva-
riablen Bevolkerung, Umweltverschmut-
zung, Ressourcen (noch verfiigbare),
Nahrungsmittelproduktion und Industrie-
produktion, ferner Lebensstandard mit
Pro-Kopf-Daten und mittlere Lebenser-
wartung. Die verschiedenen Szenarien
sollen zeigen, unter welchen Vorausset-
zungen eine Katastrophe fiir Mensch und
Umwelt vermieden werden konnte und
unter welchen Bedingungen nicht.

Kapitel 2 des Buches ist dem Thema
»Die treibende Kraft: exponentielles
Wachstum« gewidmet. Diese mathemati-
sche Beziehung wird an mehreren Bei-
spielen ausfiihrlich erkldart, u.a. am
Wachstum der Weltbevolkerung und der
globalen Wirtschaft. Auch eine Grafik
iiber »exponentielles Wachstum beim
Sparen« sowie eine Tabelle tiber diesbe-
ziigliche Wachstumsraten und Verdoppe-
lungszeiten fehlen nicht (S. 39/40).

Das Wachstum der Geldvermoégen wird
aber nicht etwa als Motor stindigen Wirt-
schaftswachstums fixiert. »Exponentiel-
les Wachstum beim Sparen« dient hier le-
diglich der mathematischen Erklidrung.
»Geldfliisse interessieren uns hier nicht
besonders, denn nur physikalisch-materi-
elle Fliisse, nicht aber Geldfliisse, unter-
liegen den Begrenzungen unseres Plane-
ten.« — »Offensichtlich ist das
exponentielle Wachstum im globalen so-
zialen System der Menschen tief verwur-
zelt«, heilt es zunidchst recht unbestimmt.
»Man erhofft sich also exponentielles
‘Wachstum. Meist stellt es sich auch ein...«
Als treibende Krifte ©konomischen
Wachstums werden dann vorgestellt: Be-
volkerung und Industriekapital (z.B. Ma-
schinen, Gerite, Fabriken), »weil es neues
Industriekapital erzeugen kann.«

Wiirden Meadows und Mitarbeiter die
Frage verneinen, ob aber nicht die »ewi-
gen« Verzinsungsanspriiche des Geldka-
pitals entscheidenden Einflu3 haben auf
die Richtung der Geldflisse, auf Wirt-
schaftsweisen (kapital — statt arbeitsinten-
siv), Schuldenwachstum und Einkom-
mensverteilung, auf Zunahme von
Reichtum einerseits und Armut anderer-
seits, die — was die Autoren durchaus se-
hen —ein »superexponentielles« Bevolke-
rungswachstum ausgelost hat, dem
wirtschaftliche Wachstumsraten und Res-
sourcenverbrauch in der bisherigen Weise
ldngst nicht mehr folgen konnen und diir-
fen?

Die Verfasser pladieren fiir nachhaltiges
Wachstum bzw. fiir »Aufrechthaltbar-
keit«: Zustand eines Systems, das sich so
verhilt, da}3 es existenzfihig bleibt. Sie
fordern ferner ausreichende Versorgung
und gerechte Verteilung. Wie aber soll dies
alles erreicht werden unter Beibehaltung
der traditionellen Geldordnung? Wie kann
die Wirtschaft dem Wohlergehen aller
Menschen und der Umwelt dienen, wenn
die Frage der Kapitalrentabilitit absolut
Prioritidt behdlt? Als langfristige Folgen
dieses Prinzips, in »World 3« eingespei-
chert, diirften die simulierten Entwicklun-
gen, vor allem auch die mit bisher giinsti-
ger Prognose, wohl anders aussehen.

Ein Anhang des Buches bietet Anlei-
tungen fiir eigene Untersuchungen mit
diesem Computermodell, auch fiir die
Entwicklung neuer, eigener Szenarien.
Gefragt sind jetzt Computerfreaks, die
hier einsteigen und auch die Struktur un-
serer Geldordnung beriicksichtigen.

Josef Hiiwe
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Wiirdigung

In memoriam Willi Geiger

Prof. Dr. jur. Willi Geiger, geboren am 25. 5. 1909 in Neustadt a. d. W., be-
endete sein tatenreiches und bedeutendes juristisches Leben am 19. Januar
1994 im Alter von 84 Jahren. Willi Geiger war Verfassungsrichter der »er-
sten Stunde«, er gehorte dem Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe iiber
26 Jahre an. In dieser Zeit hatte er entscheidenden Einfluf3 auf die wichtig-
sten Urteile des Bundesverfassungsgerichtes genommen. Neben seinem
Richteramt am Bundesverfassungsgericht war Prof. Geiger gleichzeitig Se-
natsprasident am Bundesgerichtshof. Der geistige Hintergrund, auch seiner
ungewoOhnlich umfangreichen Veroffentlichungen zu den Rechtsgrundsatz-
Sétzen einer freiheitlichen Gesellschaft und zur Verfassungsgerichtsbarkeit
zeugten von einer tief moralischen und auf der Eigenverantwortlichkeit der
Personlichkeit beruhenden Lebensauffassung. Prof. Geiger war im besten
Sinne eine freiheitliche Natur.

Dem Seminar fiir freiheitliche Ordnung war Prof. Dr. Willi Geiger seit
1970 aufs engste verbunden. Viele seiner Vortrige, die er im Rahmen des
Seminars fiir freiheitliche Ordnung, vor allem in Herrsching am Ammersee
gehalten hat, sind in den »Fragen der Freiheit« vertffentlicht. Dem Verfas-
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ser dieser Zeilen wurde Willi Geiger bekannt durch seine Schrift »Das ver-
fassungsrechtliche Verhiltnis von Schule und Staat«. Es kam aus Anlaf} die-
ser Arbeit zu einem ersten Gesprich iiber die Frage: Muf3 das Schul- und
Hochschulwesen — wie bisher — eine Veranstaltung des Staates sein oder
sollte es nicht vielmehr in die Hinde derer gegeben werden, die Bildung su-
chen und Bildung vermitteln? D.h. also letzten Endes die Verwirklichung
der Freiheitsrechte unserer Verfassung auf dem Gebiete des gesamten Kul-
turlebens. Auch zur Frage der Freiheit des Arztes hat sich Willi Geiger im
Sinne der Freiheit und Selbstverantwortung drztlicher Tatigkeit gedufert.

Beziiglich der in Gang befindlichen Einigungsbestrebungen eines verei-
nigten Europas vertrat Willi Geiger die Auffassung, daf} die bisherigen Na-
tionalstaaten ihre rechtliche Selbstindigkeit behalten sollten und sich im
Sinne eines europdischen Staatenbundes zusammenschlie3en sollten — etwa
im Sinne wie de Gaulle von einem »Europa der Vaterldnder« sprach. Die
Lénderverfassungen sollten gegeniiber einer »europdischen Gesetzgebung«
Prioritit haben. Er war konsequent gegen einen europiischen Uberstaat.
Das Wirtschafts- und das Kulturleben sollten den Gesellschaftssubjekten
tiberlassen sein. Die Rechtsordnung hat nach Geiger die Aufgabe, die
Rechtsbeziehung der Menschen untereinander auf allen Gebieten nach dem
Prinzip der Gleichheit und Gleichberechtigung zu gewihrleisten.

Prof. Dr. Willi Geiger war Mitglied des Kuratoriums des Seminars fiir
freiheitliche Ordnung und neben den Verfassungsrichtern Prof. Dr. jur. Er-
win Stein, Anton Henneka, Prof. Leibholz ein Freund des Seminars. Mit
Hochachtung und Verehrung blicken wir auf das Lebenswerk Willi Geigers
hin als einem Pionier der Verankerung des Freiheitsgedankens in der Ge-
sellschaft auf allen Gebieten des Rechtes, der Kultur und der Wirtschaft. So
diirfen wir Willi Geiger zu den herausragenden Personlichkeiten zéhlen, die
auf dem Gebiet des gesellschaftlichen Lebens den Weg in die Zukunft offen
gehalten haben.

Fiir das Seminar fiir freiheitliche Ordnung
Heinz-Hartmut Vogel
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Zu den verfassungsrechtlichen Beitrigen des
Verfassungsrichters Willi Geiger und seiner Be-
deutung fiir das Seminar fiir freiheitliche Ordnung
—ein Nachruf —

Jobstv. Heynitz

Prof. Dr. Willi Geiger ist am 19.1.1994 im Alter von 84 Jahren gestorben. In
einem Nachruf der Siiddeutschen Zeitung vom 26.1.1994 wird er als »un-
konventioneller Konservativer« bezeichnet. Er war ein streitbarer Katholik,
aber voll liberalen Sinnes. Einer seiner langjéhrigen Weggefihrten war Tho-
mas Dehler, ebenfalls ein streitbarer Kopf, der zu Adenauers Regierungszeit
fiir die FDP Justizminister war und viel zu friih gestorben ist.

Willi Geiger ist im Jahre 1909 in Neustadt an der Weinstral3e geboren und
hat noch das Kaiserreich als Kind miterlebt. Aufgewachsen ist er in der Zeit
der Weimarer Republik. Er studierte Jura und hat noch vor dem 2. Weltkrieg
seine juristische Laufbahn begonnen. Den zweiten Weltkrieg hat er als Sol-
dat miterlebt und ist verwundet worden.

1951 wurde Prof. Dr. Willi Geiger zum Richter am Bundesverfassungsge-
richt gewihlt, als das Gericht seine Arbeit aufnahm. Er gehorte dem 2. Senat
bis zu seiner Pensionierung im Jahre 1977 an. Er hat eine Reihe von Ent-
scheidungen dieses Gerichts mitgeprigt, aber auch hiufiger gegen die
Mehrheit des 2. Senats gestimmt. Deswegen lag ihm viel daran, dafl auch
ein »dissenting vote« (die abweichende Meinung eines Richters oder meh-
rerer Richter von der Mehrheitsentscheidung des Richterkollegiums) mit
den Entscheidungen des jeweiligen Senats veroffentlicht wird, damit auch
diejenigen Richter ihre Meinung veroffentlichen konnen, die keine Mehr-
heit fiir ihre Entscheidung im Senat gefunden haben. Erst 1971 gelang es
ihm, sich damit durchzusetzen, so dal3 erste »dissenting votes« veroffent-
licht wurden. Seine fritheren und spiteren »dissenting votes« hat er 1989
herausgegeben.

Geprigt hat er unter anderem das Urteil zum Fernsehstreit aus dem Jahre
1961 gegen die Deutschland Fernsehen GmbH, die ein 2. Deutsche Fernse-
hen betreuen sollte und die Konrad Adenauer nach Gespriachen mit politi-
schen Freunden als Vehikel fiir ein mehr politikfreundliches Fernsehen fiir
die Bundesrepublik Deutschland gegriindet hatte. Aufgrund dieser Ent-
scheidung mufite dieser 1. Versuch, ein zweites Deutsches Fernsehen zu
griinden, aufgegeben werden; auf der Grundlage eines Vertrages der Lander
mit dem Bund entstand nach der Entscheidung des Bundesverfassungsge-
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richts das ZDF als 2. Deutscher Fernsehsender. MaB3geblichen Anteil hatte
Willi Geiger auch am Grundlagenvertragsurteil aus dem Jahre 1973 zu dem
Grundlagenvertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der
Deutschen Demokratischen Republik von 1972, der mit den anderen soge-
nannten Ostvertrdgen 1973 geschlossen worden war, und bei der Entschei-
dung zum sogenannten ‘“Radikalenerlal” (Berufverbot) aus dem Jahre
1975, in der festgestellt wurde, da3 Beamte und Angestellte des offentli-
chen Dienstes entschieden fiir die verfassungsmifige Ordnung des Grund-
gesetzes eintreten miissen und bei einem verfassungsfeindlichen Verhalten
entlassen werden diirfen; aber trotzdem, so wurde entschieden, muf} der
Staat Personen in das Beamtenverhiltnis auf Widerruf aufnehmen, wenn
das fiir ihre Ausbildung zu einem nichtstaatlichen Beruf, z.B. bei einem Ju-
rastundenten fiir seine Ausbildung zum Rechtsanwalt, erforderlich ist.

Gegen die Zulassung der Abtreibung in den ersten 12 Wochen der
Schwangerschaft hat sich Willi Geiger immer engagiert und ist deshalb
auch heftig angegriffen worden.

Willi Geiger hat immer wieder auf Veranstaltungen des Seminars Vortridge
gehalten, von denen eine Vielzahl in den Fragen der Freiheit abgedruckt wor-
den ist!). Seine Beteiligung an Veranstaltungen des Seminars beruhte vor al-
lem auf seinem Kampf fiir eine sichere Stellung der Privatschulen, der Schu-
len in freier Trigerschaft, wie man sie heute nennt. Dafiir hat er sich sein
Leben lang eingesetzt. Er hat viele Aufsétze zu diesem Thema geschrieben.
Hervorzuheben ist sein Aufsatz zum Anspruch der Schulen in freier Tréiger-
schaft auf staatliche Zuschiisse und staatliche Unterstiitzung?), der mit zu
dem sogenannten »Finanzhilfe-Urteil« des Bundesverfassungsgerichts vom
8. 4. 1987 beigetragen haben diirfte, in dem das Bundesverfassungsgericht
festgestellt hat, daf die Bundeslinder verfassungsrechtlich verpflichtet sind,
das private Ersatzschulwesen neben dem 6ffentlichen Schulwesen zu fordern
und in seinem Bestand zu schiitzen, entschieden hat. Uber die verfassungs-
rechtlichen Grundsitze, nach denen in der Bundesrepublik Deutschland die
rechtliche Ordnung im Bereich des Bildungswesens zu gestalten ist, hat Wil-
li Geiger immer wieder geschrieben®). Hervorzuheben ist sein » Vorschlag zu
einer Neufassung des Art. 7 GG«, dem Artikel des Grundgesetzes, in dem die

') Die Liste seiner Beitriige in den FdF befindet sich am Ende des Nachrufs.
%) Fachzeitschrift “Recht und Wirtschaft der Schulen”(RWS) 1961, Seite 114 ff.
3) Z.B.inseinem Buch “Schulreform und Recht”, K6ln 1967.
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Privatschulfreiheit als Grundrecht gesichert wird*). Wiirde sein Vorschlag
Teil des Grundgesetzes werden, so wir eine Reihe von Fragen zugunsten der
Schulen in freier Triagerschaft besser und eindeutiger gelost, als das bei dem
bisherigen Text der Fall ist. Die Entfaltungsmoglichkeiten der Schulen in
freier Triagerschaft wiren wesentlich gestérkt. Nur ein Teil seines Vorschlags
in Absatz 4, ndmlich die Einschridnkung, daf3 eine Schule gleicher Art nur un-
ter unzumutbaren Schwierigkeiten erreichbar ist, scheint uns hinter dem gel-
tenden Artikel 7 Grundgesetz zuriickzubleiben; hier konnen wir seiner For-
mulierung nicht zustimmen.

Im Zentrum seines Interesses standen auch Fragen des Menschenbildes
des Grundgesetzes®). Weiter beschiftigten ihn Fragen des Staatsaufbaus®)
und das Selbstverstindnis des Bundesverfassungsgerichts’). Wie aus seinen
Beitrigen fiir das Seminar zu erkennen ist, hat er sich auch zur Parteienland-
schaft und zum Aufbau des Staates gedufBert. Die freiheitlichen Losungen
waren ihm immer die angenehmsten,; fiir sie hat er sich engagiert eingesetzt.

4) Veroffentlicht in Festschrift fiir Gebhard Miiller (ehemaliger Prisident des Bundesverfassungsgerichts) Tiibingen

1970. Folgende Fassung des Art. 7 GG hat er vorgeschlagen:

(1) Die Schulen als Stitte der Erziehung und Unterrichtung der Jugend sind kein Monopol des Staates. Schulen kon-
nen vom Staat, von der Gemeinde und anderen 6ffentlich-rechtlichen Kérperschaften sowie von privaten Tri-
gern errichtet und gefiihrt werden.

(2) Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des Staates. Die Schulaufsicht beschrinkt sich gegeniiber
Schulen, die nicht Schulen des Staates sind, darauf, die Beachtung der Gesetze zu iiberwachen.

(3) Zum offentlichen Schulwesen gehoren die Schulen des Staates und die als offentliche Schulen anerkannten
Schulen freier Triger (freie Schulen). Innerhalb des 6ffentlichen Schulwesens sind im Rahmen des schulorgani-
satorisch Moglichen Schulen entsprechend den Wiinschen der Erziechungsberechtigten anzubieten. An 6ffentli-
chen Schulen sind fiir den Unterricht mindestens getrennte Jahrgangsklassen zu bilden. Fiir die Kinder im Vor-
schulalter soll die Gelegenheit zum Besuch eines zur Schule hinfiihrenden Kindergartens geschaffen werden.

(4) Alle Schulen, die nicht Schulen des Staates sind, bediirfen staatlicher Genehmigung. Die Triger dieser Schulen
haben einen Anspruch auf Genehmigung und Anerkennung als 6ffentliche Schule, wenn die Schule einer ent-
sprechenden staatlichen Schule gleichwertig ist, eine Schule gleicher Art nur unter unzumutbaren Schwierigkei-
ten erreichbar ist und nach der WillensduBerung der Erziehungsberechtigten von einer ausreichenden Zahl von
Schiilern besucht werden wird.

(5) Freie Schulen erhalten aus 6ffentlichen Mitteln die selben Leistungen wie die Schulen des Staats. Ein Landesge-
setz kann bestimmen, daf der Schultréger zum laufenden Sachaufwand fiir die Schule eine angemessene Eigen-
leistung beitrigt.

(6) Innerhalb des 6ffentlichen Schulwesens ist in den Schulen mit Ausnahme der bekenntnisfreien Schulen der Reli-
gionsunterricht ordentliches Lehrfach. Uber die Teilnahme am Religionsunterricht bestimmen die Erziehungs-
berechtigten. Der Religionsunterricht wird in Ubereinstimmung mit den Grundsiitzen der Religionsgemein-
schaft erteilt. Kein Lehrer darf gegen seinen Willen verpflichtet werden, Religionsunterricht zu erteilen.

(7) Die Lehrer sind nach nidherer MaBgabe des Landesrechts auf wissenschaftlicher Grundlage und in akademischer
Freiheit auszubilden.

(8) Die Mitbestimmung der Erziehungsberechtigten und die Mitsprache der Schiiler im Bereich des 6ffentlichen
Schulwesens sind durch Landesgesetz zu regeln.

(9) Den fiir das Schulwesen zustindigen obersten Organen der Linder obliegt die gemeinsame Aufgabe, ein lei-
stungsfihiges offentliches Schulwesen zu entwickeln, das den Anforderungen der modernen Gesellschaft
geniigt und auf die Freiziigigkeit der Schiiler Bedacht nimmt .

) Aufsatz: Das Menschenbild des Grundgesetzes, verdffentlicht in “Was halten wir fiir Recht”, Herrenalber Texte der

Evangelischen Akademie Baden, Karlsruhe 1981.

%) MiBverstindnisse des Foderalismus”, 1965.
7) Vom Selbstverstindnis des Bundesverfassungsgerichts, 1979.
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Willi Geiger hatte immer im Bewuftsein, daf} eine Instanz wie das Bun-
desverfassungsgericht, das mit seinen Entscheidungen eine gro3e Wirksam-
keit entfaltet und viel von der Wirklichkeit in der Bundesrepublik Deutsch-
land mitbestimmt, seine Kompetenz nicht iiberziehen darf. Deswegen hat er
immer wieder dafiir pliddiert, dal Entscheidungen des Bundesverfassungs-
gerichts — dhnlich wie die der Politiker — einen gewissen Riickhalt in der 6f-
fentlichen Meinung, im Volk, haben miissen. Ich kann mich noch erinnern,
wie er bei der Diskussion seiner Vortrage immer wieder einmal von Zuho-
rern gefragt wurde, ob nicht durch eine Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts der Einfluf} des Staates im wirtschaftlichen Bereich, im kultu-
rellen Bereich, z.B. in dem der Schule, mehr und mehr zuriickgedrangt
werden konne und ob es deshalb nicht lohnend sei, ein gerichtliches Verfah-
ren bis zum Bundesverfassungsgericht anzustrengen, das dem Bundesver-
fassungsgericht Gelegenheit gibt, sich zur anstehenden Frage zu duflern.
Diese Frage hat er sinngeméfl immer mit folgender Bemerkung beantwor-
tet: »Wenn Sie vom Seminar dafiir sorgen, daf3 es einen gewissen Anteil der
offentlichen Meinung gibt, der so denkt, wie das Seminar denkt, dann er-
hoht sich die Chance, vor dem Bundesverfassungsgericht eine Streitfrage
zugunsten der Freiheit zu entscheiden. Solange aber die 6ffentliche Mei-
nung in einer Frage nicht mobilisiert und die Frage nicht etwas lidnger 6f-
fentlich diskutiert worden sei, konne auch das Bundesverfassungsgericht
wenig zur Sache beitragen. «

Dem Streiter fiir die Freiheit, Herrn Prof. Dr. Willi Geiger, wird das Semi-
nar verbunden bleiben. Dafl er immer wieder den Weg nach Bad Boll und
vorher nach Herrsching zu Vortrigen bei Tagungen des Seminars fand, be-
trachten wir als Ehrung. Wir danken ihm, daf er einen Teil seiner freiheitli-
chen Vorstellungen und seiner profunden Einsichten in das Verfassungs-
recht uns vorgetragen und in den Fragen der Freiheit veroffentlicht hat.

Verzeichnis der Beitriige von Willi Geiger, die in den Fragen der Freiheit
veroffentlicht sind

Titel des Beitrages Heft-Nr. der Fragen der Freiheit
Funktionen und Chance der freien Schule 84
Gefihrdete Demokratie — Bemerkungen zu neuen Entwicklungen 106
Verfassungsrechtliche Grenzen 6ffentlicher Kontrollen

in der freien Gesellschaft 123
Zur sozialen Indikation einer Abtreibung 143
Die Verrechtlichung der Schule — Leistungs- oder

Berechtigungsschule? 163
Gesetzwidrige Wahl nicht verhindert 163
Die kindgerechte Schule 177
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Tagungseinladung

Seminar fiir freiheitliche Ordnung e.V.

BadstraBe 35,73087 Bad Boll, Telefon (0 71 64) 3573

Warum springt die
Wirtschaft nicht an?

Aus Bedarf
Wirtschaftswachstum machen!

Tagung

in unserem Seminargebdude in Bad Boll
am Samstag/Sonntag, den 2./3. Juli 1994

Die Banken machen gute Gewinne, die Wirtschaft aber leidet unter der
schwersten Rezession der Nachkriegszeit. Rund 6 Millionen Menschen ha-
ben in Deutschland keine Arbeit. Beim Arbeitsamt registriert sind zwar nur
4 Millionen, doch kommen rund 2 Millionen hinzu, die nur mit arbeits-
marktpolitischen Maflnahmen des Staates beschiftigt und so aus der Stati-
stik herausgehalten werden.

Inden 10 Jahren seit 1982 mit ihrer allgemein als gut beurteilten Konjunktur
lag die jéhrliche Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts zwischen 1,5
und 5,7%, ohne daf} die Arbeitslosenquote wesentlich abgenommen hat.
»Der Anteil der Langzeitarbeitslosen hat iiber zweieinhalb Jahrzehnte (in
Westdeutschland) kontinuierlich zugenommen. In jeder Rezession der letz-
ten Jahre hat sich die Arbeitslosigkeit um 700 000 bis 800 000 Menschen
nach oben geschoben, schreibt Horst Siebert in der Frankfurter Allgemei-
nen vom 23. April 1994.

Geht uns und den anderen Industrienationen die Arbeit aus? Ist bereits jeder
Bedarf befriedigt? Warum springt die Wirtschaft nicht an.?
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Veranstaltungen

Samstag, den 2. Juli 1994

9.30 Uhr Offnung des Tagungsbiiros

10.00 Uhr BegriiBung, Vorstellung des Seminars

10.15 Uhr Bessere Angebotsbedingungen in der Wirtschaft — Angebotspoli-
tische Beitrdge zur Erkldrung und Losung der gegenwirtigen
Wirtschaftskrise — Gerd Helmut Diestler, Wiesbaden, Wissen-
schaftlicher Mitarbeiter beim Sachverstindigenrat zur Begutach-
tung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Wiesbaden —

11.00 Uhr Diskussion des Vortrages

11.30 Uhr Pause

11.45 Uhr Unzureichende Angebotsbedingungen von Arbeit, Kapital und
Boden — Fritz Andres, Kirn — Seminar fiir freiheitliche Ordnung —

12.30 Uhr Mittagessen in umliegenden Gaststitten

14.30 Uhr Kaffee im Tagungsraum

15.00 Uhr Erreicht die Bundesbank das Inflationsziel? — Neue Erkenntnisse
iiber die Umlaufgeschwindigkeit des Geldes — Dr. Joachim Schei-
de, Kiel — Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut fiir Weltwirt-
schaft, Kiel —

15.45 Uhr Diskussion des Vortrages

16.15 Uhr Pause

16.45 Uhr Verstetigung der Umlaufgeschwindigkeit des Geldes und der In-
flationsrate — Ein Beitrag der Geldpolitik zur Stiarkung des Wirt-
schaftswachstums? — Jobst v. Heynitz, Miinchen — Seminar fiir
freiheitliche Ordnung —

17.30 Uhr Diskussion des Vortrages

17.45 Uhr Generaldiskussion der Vortrige vom Tage

18.30 Uhr Abendessen in umliegenden Gaststitten

20.00 Uhr Wihrungspolitik in Europa in der Krise?
— Dr. Horst Ungerer, Washington —
Assistent-Director am Internationalen Wiahrungsfonds, Washing-
ton, USA —

21.00 Uhr Diskussion des Vortrages

Sonntag, den 3. Juli 1994

9.00 Uhr Verstetigte Angebots- und Nachfragebedingungen — Beides brau-
chen wir fiir die Uberwindung von Wirtschaftskrisen — Zusam-
menfassung der Tagungsergebnisse — Eckhard Behrens, Heidel-
berg — Seminar fiir freiheitliche Ordnung —

9.45 Uhr Pause

10.30 Uhr Ergebnisse der Tagung — Podiumsdiskussion unter den Referenten
und allgemeine Aussprache
12.00 Uhr Tagungsabschluf3

Tagungsleitung: Fritz Andres, Kirn und
Jobst v. Heynitz, Miinchen
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Die mitarbeitenden Autoren tragen die Verantwortung fiir ihre Beitrige
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Fiir nichtverlangte Manuskripte kann keine Gewihr iibernommen werden.

Gesamtinhaltsverzeichnis der in »Fragen der Freiheit« erschienenen Bei-
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